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Seit Anfang des Jahres hat das TAB
schrittweise mit der Bearbeitung fol-
gender Themen begonnen:
› Hirnforschung (TA-Projekt),
› Potenziale und Anwendungsper-
spektiven der Bionik (TA-Projekt),
› Internetkommunikation in und
mit Entwicklungsländern – Chan-
cen für die Entwicklungszusam-
menarbeit am Beispiel Afrika 
(TA-Projekt),
› Perspektiven eines CO2- und emis-
sionsarmen Verkehrs – Kraftstoffe
und Antriebe im Überblick 
(TA-Projekt),
› Biobanken für humanmedizinische
Forschung und Anwendung 
(TA-Projekt),
› Industrielle und stoffliche Nut-
zung nachwachsender Rohstoffe
(Monitoring),
› Individuelle Medizin und Gesund-
heitssystem (Zukunftsreport) und 
› Analyse von Erfolgs- bzw. Hemm-
nisfaktoren bei Unternehmensaus-
gründungen aus öffentlichen For-
schungseinrichtungen
(Benchmarking).
Eine Kurzinformation zu Hinter-
grund, Gegenstand, Zielsetzung,
ersten Schritten und Laufzeiten der
einzelnen Projekte ist im vorliegenden




Der Endbericht des TA-Projektes »Re-
duzierung der Flächeninanspruch-
nahme – Ziele, Maßnahmen, Wirkun-
gen« liegt vor und befindet sich zur-
zeit bei den Berichterstatter(innen) zur
Abnahme (s.a. Schwerpunkt des letz-
ten TAB-Briefes Nr. 27). Ein Überblick
ausgewählter Ergebnisse der beiden
Projekte »Analyse netzbasierter Kom-
munikation unter kulturellen Aspek-
ten« und »Zukunftstrends im Touris-
mus« findet sich unter der Rubrik
»TA-Projekte«.
Ausführlich behandelt werden in die-
sem TAB-Brief die Ergebnisse des Po-
litik-Benchmarking »Nachfrageorien-
tierte Innovationspolitik« (s. Schwer-
punktthema). Kurz vor der Fertig-
stellung stehen die beiden TA-Projekte
»Grüne Gentechnik – transgene Pflan-
zen der 2. und 3. Generation« und
»Moderne Agrartechniken und Pro-
duktionsmethoden – ökonomische
und ökologische Potenziale«. Hierzu
gibt es im Folgenden einen Ausblick
auf beide anstehenden Endberichte.
PROJEKTE VOR DER
FERTIGSTELLUNG
Das Projekt »Moderne Agrartech-
niken und Produktionsmethoden –
ökonomische und ökologische Poten-
ziale« befindet sich in der Endphase.
Der Abschlussbericht wird vorraus-
sichtlich im Juni den Berichterstattern
zur Abnahme vorgelegt. Aufbauend
auf einem Vorschlag des Ausschusses
für Verbraucherschutz, Ernährung
und Landwirtschaft sowie Anregun-
gen aus dem TA-Berichterstatterkreis
wurde untersucht, welche Effizienz-
gewinne moderne Produktionsmetho-
den für eine nachhaltigere Landbe-
wirtschaftung bereitstellen könnten.
Im Projekt wurde ein Schwerpunkt
auf die agrartechnischen Entwick-
lungen im Bereich »Precision Agri-
culture« gelegt. Im Vergleich zur kon-
ventionellen Agrartechnik zeichnet
sich diese durch die Erfassung und
Nutzung spezifischer Daten über den
Standort und den Pflanzenbau mittels
neuester Technologien aus. Ein zwei-
ter Schwerpunkt lag auf neuen Ent-
wicklungen bei Anbaumethoden und
Kulturpflanzen.
Das Thema »Grüne Gentechnik«, d.h.
vor allem der Anbau gentechnisch ver-
änderter Pflanzen, beschäftigt die
deutsche Politik seit Monaten vor
allem hinsichtlich der laufenden
Novellierung des Gentechnikgesetzes
(GenTG). Bei den infrage kommenden
Pflanzen handelt es sich um die sog.
1. Generation, im Mittelpunkt des Er-
probungsanbaus stehen insektenresis-
tente Maissorten. Der noch vor der
Sommerpause dem Ausschuss für
Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung vorzulegende Be-
richt des TAB zum Projekt »Grüne
Gentechnik« befasst sich demgegen-
über mit zukünftigen Entwicklungen,
also den »Transgenen Pflanzen der
2. und 3. Generation«. Den themati-
schen Schwerpunkt bilden weniger
neue Entwicklungen bei Lebens- oder
Futtermittelpflanzen, sondern viel-
mehr Potenziale, Probleme und
Perspektiven des sog. Molecular
Farming, d.h. der Produktion von
industriell nutzbaren, neuartigen
Inhaltsstoffen mithilfe transgener
Pflanzen (»plant made industrials«),
insbesondere von pharmazeutischen
Substanzen (»plant made pharmaceu-
ticals«). Entsprechende Ansätze bilden
derzeit den Mittelpunkt vieler wissen-




























Initiativen und Debatten. Der TAB-
Bericht befasst sich besonders intensiv
zum einen mit forschungspolitischen
Herausforderungen und zum anderen








logie hat im 20. Jahrhundert immer
wieder Hoffnungen auf technologi-
sche Fortschritte geweckt. Grund
dafür sind die – im Vergleich zu
Flugzeugen – einzigartigen Fähigkei-
ten und Möglichkeiten von Luft-
schiffen, senkrecht starten und landen
zu können und z.B. als »fliegender
Kran« Güter im Schwebeflug aufzu-
nehmen bzw. punktgenau abzusetzen.
Angesichts der gegenwärtigen Pro-
blemlagen im Verkehrssektor – hoher
Energieverbrauch und hohe Emis-
sionen, Kapazitätsengpässe im Güter-
verkehr, Stauproblematik, stark an-
steigender Luftverkehr – kommt Inno-
vationen in diesem Sektor eine beson-
dere gesellschaftliche Bedeutung zu.
Gegenstand des TAB-Arbeitsberichtes
Nr. 97 ist eine nüchterne Bestands-
aufnahme sowohl des Standes der
Technik als auch der Potenziale der
LaL-Technologie. Dies betrifft auch
die technologische Weiterentwicklung
sowie die heutigen und in Zukunft er-
schließbaren Einsatzfelder und Markt-
potenziale. Neben Forschungs- und
Entwicklungsbedarf werden abschlie-
ßend Handlungsoptionen zur staat-
lichen Unterstützung der Ausschöp-





NEUE FORMEN DER KOMMUNIKATION
ZWISCHEN WISSENSCHAFT, POLITIK UND
ÖFFENTLICHKEIT
Im TAB-Arbeitsbericht Nr. 96 werden
die Möglichkeiten und Grenzen neuer
Formen der Beratung wissenschafts-
und technologiepolitischer Fragen
aufgezeigt. Partizipative Verfahren der
Technikfolgen-Abschätzung, die in
einigen europäischen Ländern bereits
eine wichtige Rolle in der parlamenta-
rischen Politikberatung einnehmen,
sind als Foren der Kommunikation für
unterschiedliche gesellschaftliche
Gruppen besonders geeignet, die par-
lamentarische Beratung ergänzend zu
informieren sowie Befürchtungen,
Meinungen und Einstellungen Be-
troffener und der allgemeinen Öffent-
lichkeit zu repräsentieren.
EUROPÄISCHE eLEARNING-AKTIVITÄTEN:
PROGRAMME, PROJEKTE UND AKTEURE
Das komplexe und dynamische Feld
des eLearning und speziell die europä-
ischen Aktivitäten auf diesem Gebiet
sind Thema des TAB-Hintergrund-
papieres Nr. 11.  Gegenstand sind
eLearning-Aktivitäten auf EU-Ebene,
die von europäischen Ländern als
internationale Netzwerke gestaltet
werden, aber auch die relevanten
Programme und Projekte auf deut-
scher Ebene, die mit deutschen
und/oder europäischen Fördermitteln
aktiviert und unterstützt werden. Die
Dokumentation bezieht sich auf alle
Bereiche der wissenschaftlichen und
beruflichen (z.T. auch privaten) Aus-
und Weiterbildung. Ziel des Hinter-
grundberichts ist es, die relevanten
Aktivitäten in der EU im Bereich des
eLearning systematisch zu erfassen
und einer ersten Einschätzung zu
unterziehen. Diese Ergebnisse sind
Grundlage für die weiteren Arbeiten
des TAB im laufenden Monitoring
»eLearning«.
STAND UND PERSPEKTIVEN DES EINSATZES
VON MODERNER AGRARTECHNIK IM
ÖKOLOGISCHEN LANDBAU
Das TAB-Hintergrundpapier Nr. 12
ist die erste Publikation im Rahmen
des TAB-Projektes »Moderne Agrar-
techniken und Produktionsmethoden
– ökonomische und ökologische
Potenziale«. Der Hintergrundbericht
zeigt zunächst die Probleme in der
Produktionstechnik auf und benennt
kulturspezifische Schwachstellen im
ökologischen Pflanzenbau. Daran
anschließend werden der Bedarf an
moderner Agrartechnik identifiziert
und Ansätze für die zukünftige Ent-
wicklung dieser Technik skizziert.
Schließlich werden Stand und Per-
spektiven des »Precision Agriculture«
im ökologischen Landbau umrissen.
GRUNWALD, A., PETERMANN, TH. (HG.)
(2005): TECHNIKFOLGEN-ABSCHÄTZUNG
FÜR DEN DEUTSCHEN BUNDESTAG. DAS TAB
– ERFAHRUNGEN UND PERSPEKTIVEN
WISSENSCHAFTLICHER POLITIKBERATUNG
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Voraussichtlich im Juni wird im





























eine spezifische Form wissenschaft-
licher Politikberatung erscheinen. Ziel
des Buches – einer Gemeinschafts-
arbeit aller wissenschaftlichen Mit-
arbeiter des TAB – ist es, die vielfälti-
gen praktischen Erfahrungen im TAB,
an der Schnittstelle zwischen Wissen-
schaft und Politik, zwischen Technik
und Parlament, aus der Binnenpers-
pektive und damit das »Modell TAB«
– mit seinen Möglichkeiten und





Am 24. Februar fand ein TAB-Fach-
gespräch im Rahmen des Projektes
»Analyse netzbasierter Kommunika-
tion unter kulturellen Aspekten« statt.
Ziel des Fachgesprächs war es, zentra-
le Thesen und erste Ergebnisse aus
dem Projekt vorzustellen und mit dem
Auditorium aus Politik, Wissenschaft
und der Verwaltung des Deutschen
Bundestages zu diskutieren. Zwei
Themen standen im Mittelpunkt:
› die Rolle des Internets in der poli-
tischen Kommunikation zivilge-
sellschaftlicher Akteure und
› die Nutzung des Internets für die
Kommunikation zwischen Politik
und Bürgern mit Fokus auf Parla-
mente, speziell auf den Deutschen
Bundestag.
Das erste Thema wurde nach einer
Einführung durch Prof. Dr. Armin
Grunwald durch Vorträge von Prof.
Dr. Dieter Rucht (Wissenschafts-
zentrum für Sozialforschung Berlin)
zu »Politischer Kommunikation im
dass es zu intensiven Diskussionen
zwischen Politikern, Wissenschaftlern
und »Praktikern« gekommen ist. Die
Ergebnisse des Fachgesprächs wurden





litik sind in wirtschaftlich erfolgrei-
chen Staaten Europas längst kein
Widerspruch mehr. Diese Staaten brin-
gen bei der Gestaltung der Rahmen-
bedingungen für Innovationen zuneh-
mend Ziele und Kriterien der Nach-
haltigkeit zur Anwendung. Zu aktuell
interessanten Entwicklungen bei der
Verzahnung von Innovations- und
Nachhaltigkeitspolitik hat das TAB
im Auftrag des Ausschusses für Bil-
dung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung und in Abstimmung mit
dem Parlamentarischen Beirat für
Nachhaltigkeit am 10. März einen
internationalen Workshop unter dem
Titel »Erfolgsfaktoren nachhaltiger
Innovationspolitik – Erfahrungen aus
dem Ausland« veranstaltet. 
Am Beginn des Workshops standen
konzeptionelle Überlegungen zur Ver-
bindung von Nachhaltigkeit und
Innovationspolitik, nicht zuletzt ge-
stützt auf die Ergebnisse des TAB-
Benchmarking »Nachfrageorientierte
Innovationspolitik« (s. Schwerpunkt).
Die Diskussion zeigte das Potenzial
aber auch die großen Herausforde-
rungen, die darin liegen, Nachhaltig-
keit gezielt mit innovationspolitischen
Ansätzen zu verbinden. Dies wurde
auch durch die Vorstellung von prak-
tischen Beispielen aus dem Ausland
Netz und in Tageszeitungen« und Dr.
Klaus Schönberger (Forschungs-
institut für Arbeit, Technik und Kultur
e.V. in Verbindung mit der Universität
Tübingen) zu »Internetnutzung sozia-
ler Bewegungen und ‚Netzaktivis-
mus’« ausführlich diskutiert.
Für das zweite Thema berichtete
Matthias Trénel mit »Möglichkeiten
netzbasierter Kommunikation für
Parlamente – das englische Beispiel«
über Erfahrung aus Großbritannien,
vor allem mit Online-Anhörungen.
Christopher Coenen (TAB) stellte
Thesen des TAB zur Rolle des
Internets für Parlamente und für die
Kommunikation zwischen Politik und
Bürgern vor, die das Projektteam auf
der Basis der verschiedenen Gutachten
erarbeitet hatte. Insbesondere wurde
die Querschnittsfrage nach dem
Bedarf und den Optionen politischer
Gestaltung in diesem Bereich themati-
siert. Mit Blick auf den übergreifen-
den Untersuchungsauftrag des Pro-
jektes – die Auseinandersetzung mit
dem Bedarf und den Optionen politi-
scher Gestaltung – wurden diese The-
sen mit Abgeordneten, Praktikern und
Praktikerinnen aus der Bundestags-
verwaltung sowie wissenschaftlichen
Experten und Expertinnen diskutiert.
Die Internetangebote des Deutschen
Bundestages stellen ein zentrales Ele-
ment der »Netzöffentlichkeit« dar. Sie
können dazu beitragen, dass die Kom-
munikation zwischen Abgeordneten
und Bürgerschaft weiter intensiviert
und verbessert wird. Es zeigte sich
aber, dass viele Potenziale der Inter-
netnutzung zu politischen Zwecken
noch nicht realisiert sind. Im Fach-




























bestätigt. Referenten aus Großbritan-
nien, den Niederlanden und Skandi-
navien berichteten direkt aus der
Praxis über Instrumente und Maß-
nahmen, die in diesen Ländern er-
probt und angewendet werden, und
von Erfahrungen mit neuen Kon-
zepten und Ansätzen. 
Das Fazit des Workshops lautete, dass
der Verbindung von Nachhaltigkeit
und Innovation stärkere Aufmerksam-
keit zu schenken sei, dass hierzu aber
insbesondere neue Politikansätze not-
wendig seien, die die institutionelle
»Versäulung« in Innovationspolitik
und Umweltpolitik überwinden. Die
Workshop-Präsentationen sind über




Der Bericht zur »Präimplantations-
diagnostik« (Drs. 15/3500) ist zusam-
men mit dem von der FDP-Fraktion
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes
zur Regelung der Präimplantations-
diagnostik (Präimplantationsdiagnos-
tikgesetz PräimpG, Drs. 15/1234) in
der 166. Sitzung des Deutschen Bun-
destages am 17.03.2005 in »1. Le-
sung« beraten worden. Im Plenum
gab es eine ausführliche Diskussion
über die Frage, ob und welche Mög-
lichkeiten es gibt, die Präimplanta-
tionsdiagnostik (PID) auf konkrete
Fälle zu beschränken. In Bezug auf
den TAB-Bericht sah die FDP ihre
Position, dass eine schleichende Aus-
weitung der Anwendung der PID
durch einen strikten gesetzlichen
Rahmen zu verhindern sei, durch die
dargestellten Erfahrungen in Frank-
reich bestätigt. Von Seiten der CDU/
CSU wurde dabei auf die im TAB-
Bericht erfolgten Länderberichte zu
Belgien und den USA deutlich gewor-
dene Ausweitung der PID-Praxis auch
über medizinische Indikatoren hinaus
verwiesen. Im Ergebnis wurde die
Überweisung der beiden Drucksachen
15/1234 und 15/3500 an die Aus-
schüsse »Gesundheit und Soziale
Sicherung«, »Recht«, »Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend« sowie »Bil-
dung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung« beschlossen.
Für den 2. Sachstandsbericht »Bio-
metrie und Ausweisdokumente« (Drs.
15/4000), der zusammen mit dem
1. Sachstandsbericht (Drs. 14/1005)
beraten werden soll, steht als nächster
Schritt die Einbringung ins Plenum an.
Hier ist momentan noch offen, ob
dortige Behandlung mit oder ohne
Debatte stattfinden soll.
Der Bericht »Leichter als Luft-
Technologie: Innovations- und An-
wendungspotenziale« wird mittler-
weile zur Veröffentlichung als Bun-
destags-Drucksache vorbereitet. Sel-
biges ist für den TAB-Bericht »Parti-




In diesem Sommer jährt sich die Um-
wandlung der »Abteilung für ange-
wandte Systemanalyse« (AFAS) –
1995 unter Leitung von Prof. Dr.
Herbert Paschen – in das »Institut für
Technikfolgenabschätzung und Sys-
temanalyse« (ITAS) zum zehnten Mal.
Aus Anlass des Jubiläums wird am
7. Juli ein Kolloquium veranstaltet,
auf welchem u.a. Prof. Dr. Manfred
Popp (Vorstandsvorsitzender des For-
schungszentrums Karlsruhe) und Prof.
Dr. Ernst-Ulrich von Weizsäcker
(MdB, Vorsitzender des Umweltaus-





Die Bedeutung der Nachfrage für
Innovationen wird weithin unter-
schätzt. Empirische Untersuchungen
belegen aber, dass entsprechende
Signale des Marktes an die Hersteller
von Innovationen und die Bereitschaft
des Marktes, Innovationen aufzuneh-
men, für die Erstellung und Diffusion
von Innovationen wesentlich sind.
Die Leitfrage des ersten TAB-Politik-
benchmarking zum Thema »Nach-
frageorientierte Innovationspolitik«
war deshalb, wie der Staat über die
Stimulierung der Nachfrage dazu bei-
tragen kann, Innovationen anzuregen
und die Diffusion von Innovationen
zu beschleunigen. Mit anderen Wor-
ten: Was sind die Möglichkeiten und
Grenzen nachfrageorientierter Inno-
vationspolitik, verstanden als die Ge-
samtheit der Maßnahmen der öffent-
lichen Hand, die an der privaten oder
staatlichen Nachfrage innovativer
Produkte und Dienstleistungen an-
setzen?
Ziel des Projektes war es, Erfolgs-






























abzuleiten. Zu diesem Zweck wurden
– international vergleichend – zum
ersten Konzepte und Praxis nach-
frageorientierter Politik in ausge-
wählten Ländern, zum zweiten ge-
nutzte Instrumente in Politik- und
Technikbereichen sowie zum dritten
regulatorische Instrumente zur För-
derung der Nachfrage nach innovati-
ven Produkten und Dienstleistungen
analysiert.
Der im Mai vorgelegte Bericht des TAB
wurde federführend durch ein Team
des FhG-ISI, Karlsruhe, (Projektleiter
Dr. Jakob Edler) erarbeitet. Nach
Prüfung und Abnahme wird er als
TAB-Arbeitsbericht Nr. 99 erscheinen.
Der Bericht hat drei Hauptschwer-
punkte:
Ein erster Schwerpunkt ist eine breit
angelegte Länderanalyse, die eine
Übersicht nachfrageorientierter Kon-
zepte und Instrumente in sechs ausge-
wählten Ländern ermöglicht (Ver-
einigtes Königreich, Niederlande,
Schweden, Finnland, USA, Deutsch-
land). Dabei wird jeweils skizziert,
welchen Stellenwert die Nachfrage-
orientierung in der dortigen Inno-
vationspolitik hat, um dann einige
besonders interessante Maßnahmen
zu beschreiben und daraus Schluss-
folgerungen abzuleiten.
Um einen tieferen Einblick in nachfra-
georientierte Ansätze und ihre Praxis
zu gewinnen, werden nachfrageorien-






Ein dritter Schwerpunkt liegt auf
Beispielen der Regulation, gerade weil
deren Bedeutung und Ausgestaltung
für die Wirkung auf Innovationen –
auch und insbesondere über die




lässt aufgrund der ausführlichen
Länderanalysen den Schluss zu, dass
neben der Förderung von Forschung
und Entwicklung (Angebot) zukunfts-
orientierte Innovationspolitik stärker
auch die Potenziale identifizieren und
ausschöpfen sollte, die in der
Nachfrage nach Innovationen liegen.
Die drei Beiträge im »Schwerpunkt«
dieses TAB-Briefes berichten über aus-
gewählte Ergebnisse des Projektes. Ein
erster Beitrag stellt die »Philosophie«
nachfrageorientierter Innovationspo-
litik vor und gibt eine Übersicht über
ihre vielfältigen Formen und Instru-
mente. Die beiden weiteren Beiträge
widmen sich dem Thema aus unter-
schiedlichen Perspektiven. Der zweite
Beitrag zu »Strategien und Praxis
nachfrageorientierter Innovationspo-
litik« beleuchtet die Programmatik
der Nachfrageorientierung in einzel-
nen Ländern im Vergleich; der Fokus
im dritten Beitrag liegt auf einzelnen
Technikfeldern.
Verantwortlich für die Ausgestaltung
des Schwerpunktes in dieser Ausgabe
zeichnen Dr. Jakob Edler und Dr.
Thomas Petermann.
Die in den drei Beiträgen ausschnitt-
weise vorgestellten Ergebnisse sind im
Rahmen des TAB-Benchmarking von
den folgenden Kollegen aus dem FhG-
ISI erarbeitet worden: Dr. Susanne
Bührer, Dr. Bernhard Bührlen, Dr.
Bernd Beckert, Dr. Bernd Ebersberger,
Dr. Wolfgang Eichhammer, Dr.
Michael Friedewald, Sabine Hafner,
Dr. Mario Ragwitz, Dr. Thomas
Reiss, Jürgen Wengel sowie Dr. Jakob





























Nachfrageorientierung scheint in der
Innovationspolitik ein blinder Fleck
zu sein. Dies ist erstaunlich, denn die
Literatur, die die Bedingungen für
Innovationen in so genannten Inno-
vationssystemansätzen beschreibt und
analysiert, bezieht die Nutzer neuen
Wissens und die Käufer von Inno-
vationen mit ein und schreibt ihnen
eine große Bedeutung für Entstehung
und Diffusion von Innovationen zu.
Zwar gibt es zahlreiche nachfrage-
orientierte Maßnahmen mit Wirkung
auf Innovationen. Diese werden aber
nur in Ausnahmefällen von den für
Innovationen zuständigen Ministerien
durchgeführt oder koordiniert. Aller-
dings gibt es in verschiedenen Ländern
und auch auf europäischer Ebene zur-
zeit intensive Diskussionen über die
Nutzung der Nachfrage für Innova-
tionen. Ein eindeutiger Schwerpunkt
liegt dabei auf der direkten staatlichen
Nachfrage.
Es gibt im Wesentlichen drei Begrün-
dungsmuster für die Förderung der
Nachfrage durch staatliche Politik:
Eine Reihe von strukturellen Hemm-
nissen auf der Nachfrageseite behin-
dert die Markteinführung und die
Marktdiffusion. Die Gründe hierfür
sind vielfältig: hohe Einstiegskosten,
fehlende Netzwerkeffekte (insbeson-
dere bei IuK-Produkten), Mangel an
Information bzw. Bewusstsein oder
die Umstellungskosten auf eine neue
Technologie. Hinzu kommen häufig
mangelnde Kommunikation zwischen
Bedürfnisträgern und Herstellern,
wodurch mögliche Bedürfnisse im
Markt nicht erkannt werden. Eine
entscheidende Voraussetzung dafür,
dass Signale der potenziellen Nach-
frager an die Hersteller auch zu
Innovationsimpulsen führen, ist die
ausreichende Kompetenz auf Seiten
der Nachfrager (s.u.). Die Überwin-
dung dieser Hemmnisse mit Hilfe
staatlicher Politik ist der Kern der
nachfrageseitigen Innovationspolitik.
Im Blick auf die staatliche Beschaf-
fung ist es dabei erforderlich, dafür
Sorge zu tragen, dass staatliche Stellen
in der Lage sind, ihre Bedürfnisse zu
spezifizieren und potenzielle Innova-
tionen richtig einzuordnen. Desglei-
chen können staatliche Aktivitäten
dazu beitragen, bei potenziellen priva-
ten Nachfragern die notwendige Kom-
petenz zur Nutzung von Innovation,
aber auch zur Formulierung von
Bedürfnissen und zur Prüfung von
Lösungsvorschlägen aufzubauen.
Eine weitere Begründung für nachfra-
geseitige Ansätze liegt in der politi-
schen Zielorientierung. Nachfrage-
konzepte haben ihre besondere Be-
gründung durch die Ziele, zu deren
Erreichung sie eingesetzt werden. Dies
sind in der Regel Politikziele (z.B.
Nachhaltigkeit, Mobilität) bzw. eine 
wirtschaftspolitisch motivierte »Markt-
schaffung«. Diese sind in der Regel
zeitlich oder sachlich unmittelbar mit
gesellschaftlichen Bedürfnissen ver-
bunden, anders als die – angebotsseiti-
ge – Förderung von Forschung in be-
stimmten Wissenschafts- oder Techno-
logiebereichen.
Eng verbunden mit der Erreichung be-
stimmter Ziele ist ein dritter Grund
für nachfrageorientierte Innovations-
politik: die Verbesserung staatlicher
Leistungen und Dienste durch den
Einsatz von innovativen Technolo-
gien, Gütern und Dienstleistungen.
Wenn etwa eine Kommune mit mo-
dernen Informationsdienstleistungen,
die für ihre eigenen Bedürfnisse ange-
passt werden, sich in die Lage versetzt,
dezentrale Bürgerdienste effizient und
kundenorientiert anzubieten, dann hat
dies gleichzeitig positive Auswirkun-
gen für die Hersteller und die Dienst-
leister von innovativen IuK-Systemen. 
TYPEN NACHFRAGEORIEN-
TIERTER ANSÄTZE
Es können fünf Typen von Maßnah-
men, die über die Nachfrage Inno-
vationen anstoßen oder zur Diffusion
von Innovationen anregen, unterschie-
den werden.
Die unmittelbarste Form, mit politi-
schen Maßnahmen Nachfrage nach
Innovationen zu stimulieren, ist die
staatliche Beschaffung selbst. Im euro-
päischen Durchschnitt liegen die
ZUR KONZEPTION NACHFRAGEORIENTIERTER
POLITIK
Eine Bestandsaufnahme der Innovationspolitiken in den meisten westlichen
OECD-Ländern zeigt, dass die Nachfrageorientierung eher eine Nebenrolle
spielt. Innovationspolitik im engeren Sinn – also die Politik, die hauptverant-
wortlich zeichnet für die Förderung von Innovationen – blendet die Nachfrage
als möglichen Treiber weitgehend aus. Sie konzentriert sich vielmehr darauf,





























staatlichen Ausgaben für Güter und
Dienstleistungen bei ca. 16 % des
Bruttoinlandsprodukts. Diese Kauf-
kraft des Staates macht in bestimmten
Teilmärkten – Bauwesen, Gesund-
heitswesen, öffentliche Gebäude –
einen Großteil der Nachfrage aus. Es
ist empirisch nachgewiesen, dass in
dieser Nachfragemacht ein erhebliches
Potenzial für Innovationen liegt. Auch
gibt es Einschätzungen, wonach die
Beschaffungspolitik ein »effizienteres
Instrument für die Stimulierung von
Innovationen sei als der Einsatz von
FuE-Subventionen«. Die Erklärungen,
warum ausgerechnet die staatliche
Nachfrage Innovationen generiert,
sind vielfältig. Eine mögliche Erklä-
rung sieht den Staat als einen sehr for-
dernden Nachfrager, der innovative
Lösungen für die Erfüllung seiner
gesellschaftlichen Aufgaben benötigt.
In Verbindung mit politischen Auf-
gaben oder definierten »Missionen«
ist der Staat auch häufiger bereit oder
in der Lage, höhere Einstiegspreise am
Beginn von Lebenszyklen der Inno-
vationen zu bezahlen. Die staatliche
Nachfrage führt ferner vielfach zu
einer kritischen Nachfragemasse, die
für Innovatoren ausreichend Anreize
bietet. Zudem sendet die Nutzung
innovativer Produkte durch den Staat
auch an die privaten Nutzer starke
Signale, die Diffusionsimpulse sind
dann mitunter wesentlich stärker als
über die rein staatliche Nachfrage.
Eine zweite Dimension nachfrage-
orientierter Innovationspolitik des
Staates ist die direkte finanzielle
Unterstützung der privaten Nachfrage
nach innovativen Produkten. In der
Literatur spielen diese Maßnahmen
eine sehr untergeordnete Rolle. Zwei
Arten der finanziellen Unterstützung
können unterschieden werden: Nach-
fragesubventionen und Steuererleich-
terungen. Unter genau definierten Be-
dingungen erhalten private oder in-
dustrielle Nachfrager einen Zuschuss
oder können ihre Steuerlast mindern.
Diese Bedingungen leiten sich in aller
Regel von gesellschaftlichen Bedürf-
nissen und von sektoralen Politik-
zielen ab, zum Beispiel im Bereich der
nachhaltigen Entwicklung bzw. Ener-
gieeffizienz. In aller Regel wird mit
solchen Instrumenten zunächst die
Diffusion von Innovationen bewirkt.
In deren Sogwirkung können weitere
komplementäre Innovationen oder
Weiterentwicklungen entstehen.
Neben der monetären Stimulierung
der Nachfrage ist ein weiterer Ansatz
die Steuerung in Form von Bewusst-
seinsbildung, Kompetenzaufbau und
Informationen. Damit wird versucht,
die Aufnahmebereitschaft und Auf-
nahmefähigkeit des privaten Marktes
für Innovationen zu erhöhen. Das
Potenzial solcher Maßnahmen wird in
einer jüngeren empirischen Unter-
suchung deutlich: In einer Befragung
von über 1.000 Unternehmen und 125
Verbänden über die Bedingungen der
Aufnahme von Innovationen in den
Markt wurden als die vier wichtigsten
Hemmnisse genannt: die Unsicherheit
der Kunden über Sicherheit und Qua-
lität von Innovationen (75 % der Be-
fragten), das mangelnde Bewusstsein
über Innovationen und deren Funk-
tionalität (67 %), die hohen Kosten
der Innovation bzw. der damit ver-
bundenen Produkte und Dienstleis-
tungen (62 %) und der Mangel an
Fähigkeiten der Kunden, die Innova-
tion zu nutzen (52 %). Dies zeigt, dass
die Nachfragekompetenz nicht zu Un-
recht als »Schlüssel zur Diffusion von
Innovationen« bezeichnet worden ist.
Es gibt eine Vielzahl von Maßnahmen,
um diese Hindernisse bei den Ver-
brauchern abzubauen, wie allgemeine
Informationskampagnen zur Nutzung
neuer Technologien, die Beratung von
Unternehmen bei der Einführung
neuer Prozesstechnologien oder Infor-
mationsmaßnahmen und Demonstra-
tionsprojekte. Die Unterstützung von
freiwilligen Labels ist eine weitere ver-
trauensbildende Maßnahme, mit der
Hersteller klare Signale bezüglich der
Sicherheit oder Qualität von neuen
Produkten an den Markt geben.
Schließlich dienen staatliche Aus- und
Weiterbildungsmaßnahmen, wie z.B.
im Bereich Internet- und Softwarenut-
zung, dazu, die notwendigen Fähig-
keiten für die Nutzung von neuen
Technologien im Markt aufzubauen.
Maßnahmen wie diese zielen zwar pri-
mär darauf ab, Kunden die Informa-
tionsgrundlage für ihre Kaufentschei-
dung zu vermitteln, sie üben damit
aber auch einen permanenten Druck
auf die Hersteller aus, die dadurch
gestiegenen Ansprüche an Leistung
und Qualität mittels innovativer
Technologien zu befriedigen.
Eine weitere Kategorie von politischen
Maßnahmen sind Regulationen. Die
Wirkung von Regulationen ist einmal
eine direkte, indem sie unmittelbar für
Innovationen Rechts- und Nutzungs-
sicherheit schaffen. Die Regelungen
zur elektronischen Unterschrift bei-
spielsweise ermöglichen es, rechtssi-
chere Geschäfte über Internet abzu-
wickeln. Innovationen im elektroni-
schen Geschäftsverkehr wären anson-




























te, indirekte Wirkung auf die Nach-
frage haben Regulationen, die zwar
unmittelbar auf den Hersteller einwir-
ken (z.B. Umweltregulationen, Sicher-
heitsstandards, Vorschriften zu Zuta-
ten oder zur Kennzeichnung), aber
darüber hinaus Vertrauen schaffen
oder Informationskosten der Nach-
frager reduzieren. Eine dritte Form
der Regulierung sind solche Maßnah-
men, die unmittelbar auf das Markt-
geschehen einwirken, d.h. Märkte
schaffen oder Marktbedingungen so
beeinflussen, dass die Nachfrage nach
Innovationen steigt. Beispiele hierfür
sind der Handel mit Emissions-
rechten, durch den Ersatzinvestitionen
in Form energieeffizienterer Technolo-
gien angeregt werden können, oder
die Preisregulierung bei alternativen
Energiequellen, die den Markt für
nachhaltige Stromgewinnung und da-
mit die Nachfrage z.B. nach Wind-
kraftanlagen stabilisieren soll.
Ein letzter Typ von Maßnahmen um-
fasst solche, die verschiedene Instru-
mente miteinander verbinden. Hier
können zwei strategische Ansätze
unterschieden werden: Ein erster Typ
konzentriert sich auf die Kombination
unterschiedlicher nachfrageseitiger
Instrumente, wie etwa von staatlicher
und privater Nachfrage in Verbindung
mit Bewusstseinsbildung, Demonstra-
tionsprojekten und Fortbildung. Das
Ziel solch umfassender Maßnahmen
ist die Beschleunigung von Diffusion
und die Etablierung neuer Märkte.
Eine noch umfassendere Form sind
solche Ansätze, die nachfrageseitige
und angebotsseitige Mechanismen
miteinander verbinden: Der Staat
konzipiert dabei für eine gezielt ausge-
wählte Technologie eine Politik, die
sowohl die notwendige Faktoraus-
stattung, z.B. via FuE-Förderung,
sicherstellt als auch günstige Nach-
fragebedingungen schafft. Historisch
gesehen ist die deutsche Umwelt-
technologie ein solches Beispiel. Hier
haben in den 1980er Jahren For-
schungsprogramme und hohe Um-
weltstandards zusammen gewirkt,
Deutschland zu einem so genannten
Vorreitermarkt gemacht und damit
der deutschen umwelttechnologischen




Bei der Auswertung der Praxis des
Instrumenteneinsatzes im Zuge des
TAB-Politikbenchmarking hat sich
gezeigt, dass Erfolg am ehesten dort
auftritt, wo ein sehr spezifischer und
den Kontextbedingungen (eines Sek-
tors oder einer Technologie) angepass-
ter Mix an Instrumenten genutzt
wurde. Isolierte Maßnahmen alleine
sind sehr häufig unzureichend. Eine
finanzielle Zuwendung für Photo-
voltaik-Anlagen beispielsweise macht
ohne Informationen über langfristige
Nutzeneffekte dieser Anlagen für die
Umwelt und die Einsparmöglichkeit
bei den Energiekosten wenig Sinn.
Reine Informationskampagnen kön-
nen Industriefirmen den Nutzen von
innovativen Technologien nicht ver-
mitteln; erst zusätzliche Demonstra-
tionsprojekte haben hier einen Erfolg
bewirkt.
Eine Schlussfolgerung wäre insofern,
dass eine innovationsorientierte Stra-
tegie die gesamte Bandbreite der
Instrumente im Blick haben und dann
gezielt die den jeweiligen Technolo-
gien, Produkten oder Dienstleistungen





























STRATEGIE UND PRAXIS NACHFRAGE-
ORIENTIERTER INNOVATIONSPOLITIK
Die Auswahl der näher untersuchten
Länder sollte verschiedene Typen ab-
decken, die sich hinsichtlich der Be-
deutung der Innovationsorientierung
in öffentlicher Beschaffung und Regu-
lation, des Anteils der öffentlichen
Beschaffung am Bruttoinlandsprodukt
sowie der Geschwindigkeit, mit der
Innovationen im nationalen Markt
diffundieren (Diffusionspotenzial),
unterscheiden. Die Tabelle zeigt die
sechs ausgewählten Länder und die
Ausprägung der Merkmale. 
Deutschland ist hier charakterisiert
durch einen relativ trägen Markt für
Innovationen (geringes Diffusions-
potenzial), einer eher durchschnitt-
lichen Nachfrageorientierung des
Staates sowie ein im internationalen
Vergleich eher durchschnittliches
Potenzial, durch öffentliche Beschaf-




Im Vereinigten Königreich gibt es eine
Reihe konkreter Anzeichen für eine
systematische und nachhaltige Ver-
pflichtung auf Nachfrageorientierung
in der Innovationspolitik (s.a. TAB-
Brief Nr. 27). Dies bedeutet einen
Neuanfang, denn die Nachfrageorien-
tierung in der Innovationspolitik hat
hier keine Tradition. Der Anstoß zu
dieser breit kommunizierten nach-
frageorientierten Innovationsstrategie
war, dass das Department of Trade
and Industry (DTI) das Innovations-
potenzial erkannt hat, das der Staat
bei der Erfüllung seiner ureigenen
Aufgaben hat. Eine Mischung sehr
unterschiedlicher Maßnahmen wird
dabei von einem für Innovation
hauptverantwortlichen Akteur, dem
DTI, im Rahmen seiner Innovations-
strategie einbezogen und koordiniert.
Zum Teil werden Initiativen integriert,
die an verschiedenen Stellen des politi-
schen Systems unkoordiniert schon
angelaufen waren. Allerdings ist die
Strategie auf die staatliche Beschaf-
fung fokussiert. Die Mobilisierung der
Privatwirtschaft oder der Endkunden
über Bewusstseinsbildung oder finan-
zielle Anreize ist demgegenüber sehr
schwach ausgeprägt.




politik erfüllt worden, weshalb die
britische Strategie als »good practice«
gelten kann. So hat sie eine klare
Vision im Bereich der Beschaffung, die
die starke Innovationsverantwortung
des DTI mit der Beschaffungsverant-
wortung des Office of Government
Commerce und der sektoralen Verant-
wortung weiterer Ministerien ver-
knüpft. Des Weiteren wurde die briti-
sche Strategie durch Studien unter-
mauert, die den Bedarf und den
Innovationshebel der Politik wissen-
schaftlich analysierten. Eine vielfältige
interministerielle Abstimmung zur
Schaffung von Erwartungsstabilität,
Vertrauen und gegenseitigem Ver-
stehen sowie die Einbindung aller
staatlichen Ebenen und zahlreicher
Industrievertreter runden die Strategie
ab. Schließlich wurde »Marktintelli-
genz« aufgebaut, d.h. ein sachgerech-
ter Ansatz der Überwindung von In-
novationshindernissen durch Markt-
transparenz (Analysen) und Dialog
(Industrie – Beschaffer) etabliert.
TAB. 1 CHARAKTERISTIKA DER UNTERSUCHTEN LÄNDER
1 Kombination aus staatlicher Beschaffung von Innovationen, Erfolg von staatlichen
IuK-Projekten als Diffusionsindikator und Innovationseffekt von Regulierung
2 Geschwindigkeit, mit der der private Markt Innovationen aufnimmt
Land Innovationsorientierung Anteil öffentlicher Diffusionspotenzial2
von Beschaffung und Beschaffung am BIP 
Regulation1
Schweden hoch hoch hoch
Finnland hoch durchschnittlich hoch
Vereinigtes durchschnittlich hoch gering
Königreich
USA durchschnittlich durchschnittlich hoch
Niederlande durchschnittlich durchschnittlich gering
Deutschland durchschnittlich durchschnittlich gering
Im Rahmen des Politikbenchmarking des TAB wurden ausführliche Länder-
analysen durchgeführt, um die im Ausland entwickelten Strategien und
Konzepte ebenso wie die Praxis nachfrageorientierter Innovationspolitik in
einem internationalen Vergleich zu dokumentieren. Im folgenden Beitrag wer-
den die einzelnen Länder anhand der dort verfolgten Ansätze und eingesetzten




























Ein weiteres Merkmal britischer
Politik ist der Versuch, Marktentwick-
lungen besser vorhersehbar zu ma-
chen, indem Foresight-Aktivitäten
durchgeführt werden und Vertreter
von Anbietern und Nachfragern in
einem Diskussionsprozess zusammen-
kommen. Diese Diskursorientierung
schafft nicht nur ein gemeinsames
Bewusstsein, sondern führt auch zu
einer besseren Abstimmung von Ange-
bots- und Nachfrageentwicklung für
innovative Güter und Dienstleistun-
gen. Bemerkenswert ist auch das
Vorhaben, sämtliche angebots- und
nachfrageorientierten Regulationen
systematisch auf ihre Innovations-
wirkung hin zu untersuchen.
Aufgrund der erst in jüngster Zeit er-
folgten Hinwendung der Innovations-
politik zur Nachfrageorientierung und
der Mobilisierung anderer Politikbe-
reiche für die Innovation ist ein Ge-
samturteil der Effekte noch nicht
möglich. Die Ansätze des Vereinigten
Königreiches lassen aber schon jetzt
zwei wichtige Schlussfolgerungen zu:
(1) Um staatliche Nachfrage zu akti-
vieren, sind komplexe Strategien und
neue Strukturen notwendig, und (2)
Innovationsorientierung sollte als
horizontale Dimension systematisch
in verschiedene Politikfelder und in
Regulationen einbezogen werden.
NIEDERLANDE
Konzeptionell hat man sich in den
Niederlanden schon in den 1990er
Jahren mit der öffentlichen Beschaf-
fung als Hebel für Innovationen
beschäftigt. Man kam dabei zu der
Einsicht, dass eine professionalisierte
öffentliche Beschaffung eine notwen-
dige Grundvoraussetzung für den
Erfolg der Beschaffungsmaßnahmen
darstellt. Derzeit wird das Augenmerk
folglich auf Maßnahmen gelegt, die zu
einer Professionalisierung der öffent-
lichen Beschaffung führen. Die wei-
testgehenden Maßnahmen zur Be-
schaffung von neuen Gütern und
Dienstleistungen finden wir in Ver-
bindung mit dem Ziel, die Beschaf-
fung ökologisch nachhaltiger auszu-
richten – eine explizite Innovations-
orientierung gibt es dort aber nicht.
Am Beispiel der Niederlande lassen
sich Hemmnisse bei der Umsetzung
von konkreten Maßnahmen zur
Stimulierung innovationsinduzieren-
der Nachfrage aufzeigen. So hat man
etwa versucht, Strom aus regenerati-
ven Energiequellen (grünen Strom)
über Liberalisierung, über Nachfrage-
subventionen (Steueranreize) und
Produzentensubventionen zu fördern.
Die geringen Erfolge dieser Maßnah-
men lassen sich dadurch erklären,
dass zwar durch Subventionen die
Nachfrage nach grünem Strom ge-
stärkt wurde; der entstehende Nach-
frageüberhang, der Investitionen in
Produktionskapazitäten von Strom
aus regenerativen Energiequellen hätte
induzieren können, wurde jedoch
durch Subventionen für in- und aus-
ländische Anbieter zunichte gemacht.
Maßnahmen nachfrageorientierter
Innovationspolitik – sollen sie erfolg-
reich sein - müssen folglich nicht nur
mit sektoralen Zielen abgestimmt,
sondern auch mit anderen, unter Um-
ständen auch angebotsorientierten,
Maßnahmen koordiniert werden.
Die Niederlande haben aber auch eine
erfolgreiche staatliche Strategie zur
Förderung der Informations- und
Kommunikationstechnologien im öf-
fentlichen Sektor (eGovernment) ent-
wickelt. Die wesentlichen Elemente
bestehen in einem Informationszen-
trum der öffentlichen Verwaltungen
sowie in dem Versuch, Software mit
offenen Standards und offenem Quell-
code in den Verwaltungen einzufüh-
ren. Die Implementierung dieser Stra-
tegie übernimmt eine spezialisierte
Agentur, welche die einzelnen Maß-
nahmen miteinander koordiniert und
sie weithin sichtbar macht. Dies er-
möglicht einen gezielten internationa-
len und nationalen Informationsaus-
tausch.
Nicht nur aus industriepolitischen
Erwägungen und aus Gründen der
effizienten öffentlichen Leistungser-
stellung, sondern auch unter dem Ge-
sichtspunkt einer nachfrageorientier-
ten Innovationspolitik sind Initiativen
zur Verbreitung von Open Source
Software und Open Standards, wie sie
in den Niederlanden durchgeführt
werden, interessant. Sowohl konzep-
tionell als auch in der Umsetzung sind
die Maßnahmen durchdacht und gut
koordiniert. Konkrete Ergebnisse kön-
nen noch nicht quantifiziert werden.
Die angestoßenen Maßnahmen schei-
nen jedoch bereits zum positiven
Image und zur Diffusion von quellof-
fener Software beigetragen zu haben. 
SCHWEDEN
Schweden praktizierte schon zu Be-
ginn der 1990er Jahre nachfrageorien-
tierte Ansätze mit seiner systemati-
schen, technologieorientierten Be-
schaffung im Bereich energieeffizien-




























vor einigen Jahren als »good practice«.
Andererseits hat die Nachfrageorien-
tierung in der generellen Innovations-
politik erst 2004 in die offiziellen
Strategiedokumente Eingang gefun-
den. Eine konkrete Ausarbeitung oder
gar Umsetzung einer Strategie steht
noch am Anfang. Es können aber
schon jetzt Lehren für innovationspo-
litische Strategien aus einzelnen Maß-
nahmen gezogen werden.
Insbesondere die schwedischen Markt-
transformationsprogramme haben im
Bereich Energieeffizienz stilbildend auf
andere Länder gewirkt und können als
Vorreiter und konsequenteste Beispiele
umfassender Nachfrageorientierung
gelten. Hinsichtlich der fördernden
Faktoren lauten die wichtigsten Leh-
ren hieraus wie folgt: 
› Verbindung von akzeptiertem so-
zialen Bedürfnis (Energieeffizienz)
und Innovation,
› genaue Markt- (Anbieter und Ab-
nehmer) und Technologiekennt-
nisse, Herstellung von Markt-
transparenz, Durchführung von
Vorstudien vor Beschaffung,
› gezielte Selektion von Technolo-
giebereichen, Definitionen von
Funktionen ohne Festlegung auf
konkrete Produkte,
› gezielte Mobilisierung der staat-
lichen und privaten Nachfrage,
› Einbeziehung der gesamten Nach-
fragekette, nicht nur der Endnach-
frager,




› Monitoring und Evaluation der
Effekte.
Kritisch muss vermerkt werden, dass
bisher nicht konsequent versucht
wurde, die Erfahrungen in die allge-
meine Innovationspolitik überzufüh-
ren. 
Auch in der Politik zur Schaffung der
Informationsgesellschaft gibt es An-
zeichen dafür, dass der Erfolg Schwe-
dens auch durch Bemühungen des
Staates, selbst mit gutem Beispiel
voran zu gehen (»lead user«), bewirkt
worden ist. Die schwedische Regie-
rung hat dabei die Steigerung der
Effizienz und die Bürgerfreundlichkeit
ihrer Verwaltung mit der Diffusion
von IuK-Technologien (elektronische
Verwaltung) verbunden. Daneben
stützte und stützt sie sich auf eine brei-
te Bewusstseinsbildung möglichst aller
Schichten der Bevölkerung gemäß der
Philosophie, dass gut informierte und
mit IuK-Technologien vertraute Bür-
ger innovative IuK-Produkte und 
-Dienste schnell aufnehmen und an-
wenden können.
Am Beispiel einer neuen Sicherheits-
strategie im Straßenverkehr, »Zero
Vision«, zeigt sich die Bedeutung einer
klar kommunizierten gesellschaft-
lichen Vision für den Markt und das
Innovationsgeschehen. Die Strategie
stellt ein radikales Umdenken dar:
Unfälle im Straßenverkehr und deren
Folgen sollen radikal reduziert wer-
den. Technologische Innovationen,
wie z.B. intelligente Verkehrsleit-
systeme, sind ein Baustein der Umset-
zung. Das ökonomische Potenzial,
d.h. die gegenseitige Verstärkung von
Sicherheitsvision und ökonomischen
Innovationseffekten, ist mittlerweile
bewusst in die Strategie mit aufge-
nommen worden. Ziel ist die Schaf-
fung von in- und ausländischen Märk-
ten. Durch die explizite Orientierung
auf Vorreitermärkte für Sicherheits-
technologien in der neuen Innova-
tionsstrategie Schwedens wird zu-
gleich soziale Akzeptanz im Land für
die Schaffung von ausreichender
staatlicher und privater institutionel-
ler Nachfrage mobilisiert. 
FINNLAND
In Finnland führt die reine Nach-
frageorientierung in der Innovations-
politik lediglich ein Schattendasein.
Gleichzeitig jedoch ist die Diffusion
von neuen Technologien, insbesonde-
re von Informations- und Kommuni-
kationstechnologien, sehr stark ausge-
prägt. Finnland hat seit mehr als
einem Jahrzehnt versucht, die Nut-
zung von Informations- und Kom-
munikationstechnologien in der Breite
des Innovationssystems zu beschleuni-
gen. Starke staatliche Akteure konn-
ten mit Druck auf nationale Produ-
zenten positive Nachfrage- und Stan-
dardisierungsimpulse setzen. Politi-
sche Maßnahmen jedoch, die explizit
für die Diffusion von Technologien
formuliert worden sind, lassen sich
nicht identifizieren.
Allerdings gibt es durchaus Ansätze
und Programme, die einen solchen
Effekt mit sich bringen können und
z.T. mit sich gebracht haben. Das so
genannte Makropilotti-Programm
beispielsweise beruht auf der Einsicht,
dass durch die Diffusion von neuen
Informations- und Kommunikations-
technologien im Gesundheitssystem
sowie die Anpassung und Harmoni-
sierung von Technologien die Ergeb-




























leistungen angeboten werden können.
Die Schwachstelle dieses Programms
lag im Zeitdruck, der seitens der
Politik ausgeübt worden war. Dieser
führte dazu, dass keine radikalen
Innovationen nachgefragt wurden,
sondern Anpassungen vorhandener
Technologien von etablierten Herstel-
lern und Hersteller-Netzwerken statt-
gefunden haben.
Dieses Beispiel lehrt, dass Erfolg bei
der Umsetzung nachfrageorientierter
Politik auch von der Koordination der
Akteure bei der Planung und Durch-
führung abhängig ist. Dabei ist die
Koordination von heterogener öffent-
licher und privater Nachfrage und
meist privaten Anbietern von allen
Beteiligten keine triviale Aufgabe. Das
finnische Beispiel des Makropilotti-
Programms zeigt auch, dass die Maß-
nahmen der nachfrageorientierten
Innovationspolitik Zeit brauchen, um
positive Effekte zu erzeugen. Ist der
politische Druck zu groß, besteht die
Gefahr, dass die Maßnahme über-
frachtet und auf etablierte Techno-
logien zurückgegriffen wird.
USA
In der US-amerikanischen For-
schungs- und Innovationspolitik wer-
den Forschungsprogramme zur Er-
reichung definierter Ziele (»Missio-
nen«) von einzelnen Ministerien auf-
gelegt, finanziert und implementiert.
Die forschungs- und innovationspoli-
tischen Ansätze der verschiedenen
Ministerien sind dabei in der Regel
angebotsorientiert. In neueren Regie-
rungsdokumenten wird zwar eine
Orientierung an der Nachfrage ge-
nannt und gefordert, strategisch ange-
legt und umgesetzt ist sie aber noch
nicht.
Das Beispiel USA zeigt jedoch, dass
sektorale staatliche Bedürfnisse wich-
tige Treiber für die technologische
Entwicklung sein können und große
Potenziale für private Märkte haben
(z.B. GPS, Energieprogramm FEMP,
s.u.). Doch selbst die politischen
Akteure erkennen und realisieren
diese kommerziellen Potenziale oft
nicht, da sie keine innovationspoliti-
schen oder industriepolitischen, son-
dern sektorale Politikziele verfolgen.
Das zentrale Merkmal der in den USA
identifizierten Maßnahmen der öffent-
lichen Beschaffung ist die Koordina-
tion unterschiedlicher Institutionen,
wie die folgenden Beispiele zeigen.
Das FEMP (Federal Energy Manage-
ment Program) des Büros für Energie-
effizienz und erneuerbare Energien im
Energieministerium hat die Aufgabe,
die Nutzung energieeffizienter Tech-
nologien in staatlichen Behörden zu
fördern und damit zu mehr Energie-
effizienz beizutragen. Wesentliches
Erfolgskriterium ist, dass es von der
politischen Führung im Weißen Haus
sowie durch eine interministerielle
Task Force klar erkennbar gestützt
wird. Hinzu kommt die gezielte Ein-
beziehung von anderen staatlichen
Initiativen (Labels, Standards), ein
Anreizsystem für die Anschaffung
energieeffizienter Technologien sowie
die Mobilisierung auch der privaten
Nachfrage.
Die Investitionen in ein neues Maut-
system in mehreren US-Bundesstaaten
(EZ-Pass) wurden von Beginn an über
eine enge Zusammenarbeit in der Be-
schaffung einzelner Bundesstaaten im
Nordosten der USA auf eine breite
Basis gestellt. Dies hatte Mengen-
effekte bei den Herstellern und
Dienstleistern sowie Synergieeffekte
bei den Nutzern zur Folge. Diese wur-
den durch ein abgestimmtes Marke-
ting und durch die Erweiterung der
Anwendungen noch verstärkt.
Ein Programm zur Installation von
Photovoltaik-Anlagen auf öffentlichen
und privaten Gebäuden verbindet eine
bewusste Beschaffungsstrategie von
neuen Technologien u.a. mit einer
Qualitätsverbesserung der damit ver-
bundenen Dienstleistung (Installation,
Wartung) und einer Steigerung der
Nachfrage nach lokalen Dienstleistern.
Der ökonomische Nutzen der erhöh-
ten Nachfrage auf der Anbieterseite
verbleibt so zumindest teilweise in der
Region, die das Programm finanziert.
Auch das Beispiel des Manufacturing
Extension Programs (MEP), das über
individuelle staatliche Beratungsleis-
tungen maßgeblich zur Diffusion von
neuen Technologien in kleinen und
mittleren Unternehmen beiträgt, zeigt
die Potenziale, die in der Koordina-
tion der verschiedenen Politikebenen
und verschiedener Typen von Insti-
tutionen liegen. Die Vorteile eines gro-
ßen zentralen Programms zur Diffu-
sion von Technologien werden hier
kombiniert mit spezifischen, den ört-
lichen Gegebenheiten angepassten,
Strategien.
Die regulativen Maßnahmen zur Re-






























sehr fordernde regulative Vorgaben
mit einer Reihe von positiven An-
reizen für die Nachfrager (Nutzung
von Fahrspuren, freies Parken, Nach-
fragesubventionen). Die USA sind
gerade im Bereich der Regulation
offensichtlich Vorreiter in Bezug auf
die Freisetzung innovativer Potenziale.
DEUTSCHLAND
In Deutschland gibt es, wie in den
meisten betrachteten Ländern, keine
explizite Nachfrageorientierung in der
Innovationspolitik. Weder die staatli-
che Beschaffung noch die Förderung
der privaten Nachfrage sind in inno-
vationspolitische Strategien integriert.
Es gibt zwar Aktivitäten im Bereich
der Beschaffung von nachhaltigen
Technologien und Produkten bzw. im
Bereich der Verteidigung. Auch finden
sich neuere Ansätze, über die Mobi-
lisierung von staatlichen Beschaffern
stärker Innovation in die staatliche
Beschaffung zu bringen. Eine abge-
stimmte Strategie, die über die Bun-
desministerien und deren sektorale
Politik staatliche Beschaffung für
Innovationen mobilisiert, fehlt jedoch. 
Dennoch lassen sich in einigen
Sektoren Maßnahmen identifizieren,
um die Nachfrage nach Innovationen
zu erhöhen. Diese konzentrieren sich
vor allem auf finanzielle Anreize im
Bereich der energieeffizienten Techno-
logien bzw. regenerativen Energien
sowie auf Maßnahmen des Werbens,
der Bewusstseinsbildung oder Aus-
und Weiterbildung im Bereich der
IuK-Technologien.
Die Vielfalt an Maßnahmen im Ener-
giebereich ist im internationalen Ver-
gleich beachtlich. Sie zielt, im Unter-
schied z.B. zu Maßnahmen in Schwe-
den oder den USA, nahezu ausschließ-
lich auf die private Nachfrage, sowohl
von Firmen als auch von Haushalten.
Die Innovationseffekte dieser Maß-
nahmen sind nicht systematisch er-
fasst. Sie wirken in aller Regel auf die
Diffusion von innovativen Technolo-
gien und tragen damit zur Schaffung
von Märkten bei. In einigen Be-
reichen, wie etwa Photovoltaik oder
Gebäudetechnologien in Niedrigener-
gie- oder Passivhäusern, gelten die
Maßnahmen auch im internationalen
Vergleich als beispielhaft.
Ein historisches Bespiel aus Deutsch-
land im Bereich industrieller Techno-
logien ist in seinem Design und seiner
Wirkung bemerkenswert. Die indi-
rekt-spezifische Förderung von com-
putergestützten Fertigungs- und De-
signprozessen (CAD/CAM und CIM-
Technologien) in den 1980er und
1990er Jahren kombinierte finanzielle
Anreize für die Anwender mit Schu-
lung und Beratung. Sie zielte auf KMU
und hatte einen doppelten Innova-
tionseffekt: Über die Nachfrage wurde
die Diffusion dieser Technologien
massiv gefördert, und über deren
Anwendung wurden die Firmen in
ihren eigenen Erstellungsprozessen
innovativer. Problematisch war, dass
der Nachfrageeffekt der geförderten
Technologien nicht per se auf das
Inland beschränkt werden kann. Dies
ist ein generelles Problem von
Nachfragemaßnahmen – ähnliches
konnte auch bei einer Nachfrage-
subvention im Energiebereich in den
Niederlanden beobachtet werden.
Allerdings gilt in jedem Fall, dass die
erhöhte Nachfrage nach innovativen
Technologien auch auf dem inländi-
schen Markt für Innovationsdynamik
sorgt.
In Deutschland gibt es schließlich eini-
ge Beispiele, in denen nachfrageorien-
tierte und angebotsorientierte Maß-
nahmen zusammen gewirkt haben. Es
handelt sich hier z.B. um die Wind-
energie, wo in einer frühen Phase sub-
stanzielle FuE-Programme aufgelegt
wurden, die dann sukzessive von
nachfrageorientierten Maßnahmen
ergänzt bzw. abgelöst wurden. Im
Bereich von Umwelttechnologien ha-
ben deutsche Regulationen auch im
Verbund mit FuE-Maßnahmen stark
auf die Nachfrage nach Umwelt- und
Energietechnologien gewirkt. In bei-
den Bereichen entwickelte sich
Deutschland zu einem der führenden
Märkte. Diese Beispiele demonstrieren
indirekt die Wirksamkeit einer Kom-
bination von Maßnahmen. Solche
Maßnahmenbündel gezielt für spezifi-
sche Technikbereiche einzusetzen ist
die eigentliche Herausforderung kom-
plexer Ansätze.
Eine aktuelle Initiative im Rahmen der
Innovationsoffensive »Partner für
Innovationen« versucht in diesem
Sinn, an drei Beispieltechnologien die
Bedingungen für Vorreiter-Märkte im
Diskurs mit der Industrie zu definie-
ren, die mögliche Rolle des Staates als
Nachfrager, Förderer oder Regulator
zu beleuchten und abgestimmte Maß-
































Im Energiebereich hat in den letzten
15 Jahren in Deutschland, aber auch
in der Europäischen Union, die Politik
der Nachfrage bedeutende Energieeffi-
zienz- und Innovationseffekte ausge-
löst. Die Innovationseffekte sind be-
sonders ausgeprägt bei den Technolo-
gien zur Nutzung der erneuerbaren
Energien. Insgesamt gesehen sind die
Auswirkungen auf die gesamte Volks-
wirtschaft vergleichsweise gering, aber
die Branchen, die die Entwicklung
neuer, energieeffizienter Technologien
voran treiben, entwickeln sich dyna-
mischer als der Durchschnitt der
Industrie.
Der in den einzelnen Ländern gewähl-
te Mix an Instrumenten hängt stark
vom Sektor sowie vom gesellschaft-
lichen Umfeld ab. In Europa – auch
aufgrund der Umsetzung von EU-
Vorgaben – spielen Regulationen eine
bedeutende Rolle. Die Anwendung
anderer Instrumente – finanzielle An-
reize, Bewusstseinsbildung, Beschaf-
fungspolitik – erfolgt in den einzelnen
europäischen Ländern sehr viel weni-
ger intensiv. Insbesondere der Einsatz
von Beschaffungspolitik als innova-
tionspolitisches Instrument ist sys-
tematisch nur wenig ausgeprägt.
Deutschland ist – im internationalen
Vergleich – durch eine starke Kon-
zentration auf Regulationen und
finanzielle Anreize gekennzeichnet,
Bewusstseinsbildung und Beschaffung
spielen eine untergeordnete Rolle.
Für die Nachfragepolitik im Energie-
bereich kann man ableiten, dass er-
folgreiche Ansätze in der Regel ver-
schiedene Instrumente, wie Regula-
tion, finanzielle Anreize, Information
und, in einigen Fällen, verbindliche
Verpflichtungen, kombinieren. In
Schweden beispielsweise ist die Be-
schaffungspolitik nur dort erfolgreich,
wo sie um weitere technologiespezifi-
sche Maßnahmen ergänzt wird.
Konsequent systemare Ansätze (ins-
besondere solche, welche direkte und
indirekte nachfrageorientierte Maß-
nahmen untereinander bzw. mit ange-
botsorientierten Maßnahmen verbin-
den) sind nur selten vorzufinden. Zu
den Positivbeispielen für einen syste-
maren Ansatz, der Nachfrage- und
Angebotsinstrumente verbindet, zählt
ohne Zweifel Großbritannien, das seit




Umfassende Strategien zur Etablie-
rung von Vorreitermärkten als wichti-
ge Wege der zukünftigen Nachfrage-
orientierung gibt es derzeit nur in eini-
gen Ländern der EU (z.B. Deutsch-
land: Photovoltaik, Dänemark: Wind).
Die Umsetzung der Lissabonstrategie
der EU durch »Lead Markets« bei
nachhaltigen Energietechnologien
wird zwar gefordert, aber auf nationa-
ler Ebene noch zu wenig praktiziert,
und von der EU daher zentral noch
sehr heterogen vorangetrieben.
Insgesamt gilt, dass im Bereich der
Energieeffizienz Innovationserfolge
erzielt worden sind, dass aber erst eine
weitere konsequente Ausrichtung von
Anreiz- und Beschaffungsprogram-
men auf den Innovationsgrad von
Technologien weiteres Potenzial für
Innovationen in der Zukunft aus-
schöpfen kann.
BEWUSSTSEINSBILDUNG
FÜR DIE DIFFUSION DER
BRENNSTOFFZELLE 
Die Brennstoffzelle ist mit ihrer Leis-
tungs- und Anwendungsbreite eine
Querschnittstechnologie. Sie stellt
auch deshalb eine Herausforderung
dar, weil für die Systementwicklung
unterschiedliche Wissens- und Tech-
nologiefelder integriert werden müs-
sen. In allen betrachteten Ländern
dominiert zurzeit die Förderung von
Forschung und Entwicklung, aller-
dings zunehmend von Demonstra-
tions- und Modellprojekten begleitet.
Alle führenden Länder haben begon-
nen, durch die Unterstützung der Ent-
wicklung von Standards und Normen,
Test- und Zertifizierungskonzepten
sowie Informationskampagnen und
Schulungsangeboten den Markt für
Brennstoffzellen vorzubereiten. In den
USA und Japan existieren bereits aus-
differenzierte Roadmaps für den
NACHFRAGEORIENTIERUNG IN AUSGEWÄHLTEN
TECHNOLOGIEFELDERN
Ergänzend zur Analyse der ausgewählten Politikansätze und -instrumente wird
in diesem Beitrag die Rolle nachfrageorientierter Innovationspolitik aus einer
anderen Perspektive beleuchtet. Diese richtet sich auf einzelne Technologie-
bzw. Politikbereiche. Dieser Überblick bietet reiches Anschauungsmaterial für
die recht unterschiedlichen Ansätze der Nachfrageorientierung und erlaubt




























Übergang in eine Wasserstoffwirt-
schaft mit Brennstoffzellen, die ange-
bots- und nachfrageorientierte Instru-
mente integrieren. Diese beiden Län-
der sind gute Beispiele dafür, wie man
einen nationalen Aufbruch, der auch
Elemente der Selbstverpflichtung
wichtiger Akteure enthält, organisie-
ren kann. Auch Kanada und Groß-
britannien gehen den Weg der natio-
nalen Konsensbildung und »Verpflich-
tung« der relevanten Akteure, sind
aber deutlich später gestartet.
Die Bedeutung solcher Konsensbil-
dungs- und Kommunikationsprozesse
ist jedenfalls nicht zu unterschätzen,
weil sie privaten und öffentlichen
Investitionsentscheidungen einen
Orientierungsrahmen bieten und
Unsicherheiten reduzieren. Noch ist
es zu früh, um beurteilen zu können,
inwieweit die Pläne dann auch tat-
sächlich umgesetzt werden, aber
offensichtlich herrscht eher Optimis-
mus als Zweifel.
Die Erarbeitung eines nationalen
Konsenses, z.B. in Form von gemein-
sam zwischen Wirtschaft, Wissen-
schaft und Politik entwickelten Road-
maps, ist in Deutschland spät in
Angriff genommen worden. Jedoch
wurde in jüngster Zeit verstärkt ver-
sucht, die zahlreichen Aktivitäten und
Initiativen zu bündeln. Dies beinhaltet
inzwischen auch die Beteiligung an
den Initiativen auf europäischer (z.B.
European Hydrogen and Fuel Cell
Technologies Platform) und interna-
tionaler Ebene (International Partner-
ship for Hydrogen Energy, IPHE).
Zumindest konzeptionell sind einige
Programme, die in anderen Ländern,
wie z.B. USA, Kanada, Japan, zurzeit
diskutiert werden, jedoch deutlich
weiter entwickelt. Allerdings sollten
diese Ansätze letztlich erst an ihrer





Als ein Beispiel einer komplexen
Maßnahme mit Wirkung auf den
Innovationsdruck und die Markt-
diffusion von Innovationen kann das
Stromeinspeisegesetz (und ab 2000
das Erneuerbare-Energien-Gesetz,
EEG) in Deutschland gelten. Der
Grundgedanke besteht darin, Strom,
der aus regenerativen Energiequellen
gewonnen wird, über festgesetzte
Einspeisepreise wettbewerbsfähig zu
machen. Die beiden wichtigsten
Faktoren dieses Ansatzes in Bezug auf
die Entwicklung und Marktdiffusion
von Windkraftanlagen sind
› Risikominimierung durch Absatz-
sicherheit für das produzierte
Endprodukt (Strom) über die Ab-
nahmeverpflichtung und einen
fixierten Abnahmepreis sowie da-
mit einher gehend die Kreditwür-
digkeit der Investoren in Wind-
kraftanlagen,
› die Verstetigung des Effizienz-
drucks auf die begünstigten An-
bieter von Windkraftanlagen
durch eine Degression des regu-
lierten Abnahmepreises.
Im Vergleich zu den anderen Förder-
maßnahmen, insbesondere Steuermin-
derungen, ist die Risikoreduzierung
der garantierten Abnahme zu einem
kalkulierbaren Preis offensichtlich.
Länder mit den günstigeren natür-
licheren Gegebenheiten, aber mit
anderen Fördermaßnahmen (Steuer-
vergünstigungen, Quoten, Zertifi-
zierungen) als Deutschland, haben
keinen vergleichbaren Schub bei der
Installation oder Produktion von
Windkraftanlagen erlebt. Dies erlaubt
eine über das Beispiel hinaus weisende
erste Schlussfolgerung für nachfrage-
orientierte Ansätze: Regulationen, die
das Risiko am Markt glaubhaft redu-
zieren, sind mitunter wirksamer als
monetäre Anreize.
Das EEG kann – hinsichtlich der
Innovation und Diffusion von Wind-
kraftanlagen – als Erfolg bezeichnet
werden, insbesondere, wenn man die
Marktentwicklungen in den Ländern
betrachtet, die über andere Anreiz-
mechanismen die Technologie geför-
dert haben. Dieser Erfolg einer Regu-
lation begründet sich auch durch die
lange Zeit der politischen Mehr-
heitsfähigkeit des dahinter stehenden
gesellschaftlichen Zieles. Eine zweite
Schlussfolgerung lautet dementspre-
chend, dass dauerhafter Erfolg von
regulativer Politik, die auf Nachfrage
zielt, gesellschaftliche Akzeptanz vor-
aussetzt.
Zum Dritten zeigt das Beispiel, dass
die Orientierung auf Marktdiffusion
dann sinnvoll ist, wenn auf der Ange-
botsseite die technologischen Voraus-
setzungen gegeben sind. Dazu hat im
Fall der Windenergie in Deutschland
die Förderpolitik des Bundes beigetra-
gen. Ohne diese Vorleistungen hätte
die Marktdiffusionspolitik wesentlich
schwächer gewirkt, oder es hätten





























Allerdings liegt hier aktuell auch ein
Problem: Eine weitere dynamische
Entwicklung, insbesondere im Off-
shore-Bereich, stößt zunehmend auf
technologische Engpässe, und damit
reduziert sich auch die Wirkung des
Innovationshebels der augenblick-
lichen Politik. Die Degression des
Einspeisepreises wird auf Dauer nur
dann Erfolg haben, wenn das Angebot
innovativer Technologien Schritt hält.
ANSÄTZE IN DER 
BIOTECHNOLOGIE
Im Bereich der Biotechnologie gibt es
in Europa bisher erst wenige Ansätze
einer nachfrageorientierten Innova-
tionspolitik. Dies könnte mit dem
noch relativ frühen Entwicklungs-
stadium der Biotechnologie zusam-
menhängen, in dem die Schwerpunkte
der Innovationspolitik eher auf der
Angebotsseite, also auf der Entwick-
lung einer Wissensbasis für die
Biotechnologie und deren Transfer in
Umsetzungen, liegen. Die eingesetzten
Instrumente lassen sich drei Typen
nachfrageorientierter Politik zuord-
nen: Unterstützung der privaten
Nachfrage, Bewusstseinsbildung und
Regulation.
Als ein erfolgreiches Instrument zur
Unterstützung der Nachfrage nach
Biotechnologie kann das BIO-WISE-
Programm in Großbritannien gelten.
Mit Hilfe dieses Ansatzes soll die
Adoption der Biotechnologie in indu-
strielle Produktionsverfahren unter-
stützt werden. Das Programm umfasst
eine breite Palette an Instrumenten zur
Förderung dieses Prozesses. Eine
Lehre aus diesem Programm ist, dass
eine Kombination von direkten Pro-
jektförderinstrumenten mit Informa-
tionsmaßnahmen – inklusive Demons-
trationsprojekten – zur Erhöhung des
Bewussteins für die Potenziale der
Biotechnologie in etablierten Pro-
zessen entscheidend für den Erfolg ist. 
Demgegenüber sind allgemein be-
wusstseinsbildende Maßnahmen bis-
lang noch wenig zum gezielten Auf-
bau der Nachfrage nach Produkten
und Technologien genutzt worden. Es
scheint, dass eine nicht speziell auf ein
konkretes Produkt oder eine konkrete
Technologie bezogene Bewusstseins-
bildung zwar aufklärerischen Effekt
hat, nicht aber unmittelbar die Akzep-
tanz und Nachfrage nach Biotechno-
logie erhöht.
Regulatorische Ansätze in der Bio-
technologie erstrecken sich praktisch
ausschließlich auf Anwendungen der
Biotechnologie im Pharmasektor. Sie
setzen an zwei marktnahen Stell-
schrauben des Innovationsprozesses
an: am Zulassungsprozess und am
»return on investment« für Medi-
kamente. 
Auf EU-Ebene wurde 2000 eine
Regelung für so genannte Orphan
Drugs eingeführt. Sie zielt darauf, An-
reize für Forschung und Entwicklung
bei Medikamenten zur Behandlung
seltener Krankheiten zu geben. Der so
genannte Orphan-Drug-Status bedeu-
tet eine ausgeweitete Marktexklusi-
vität und damit besseren Schutz vor
Konkurrenzprodukten, also letztend-
lich einen höheren »return on invest-
ment«. Die Orphan-Drug-Verordnung
ist als europäisches Instrument auch
für deutsche Arzneimittelhersteller
zugänglich. Auch der individuelle
Zugang zu Arzneimitteln, die noch
keine endgültige Marktzulassung
besitzen, ist europaweit im Rahmen
der »compassionate-use«-Regelung
möglich. In Frankreich geht man noch
darüber hinaus, indem Arzneimittel
ohne endgültige Zulassung ganzen
Gruppen von Patienten zugänglich
gemacht werden. Dies erleichtert die
Innovationen für besonders ernste
Krankheiten unter zunächst reduzier-
ten Anforderungen und ermöglicht so
die Befriedigung ganz spezifischer
Bedürfnisse. Damit ist sie auch unter
dem Gesichtspunkt der Übertragbar-
keit auf Deutschland interessant.
Letztlich zeigt die vergleichende Ana-
lyse der verschiedenen Ansätze, dass
eine gezielte Verknüpfung von spezi-
fisch angepassten Regulationen, kon-
kreten Unterstützungen und Informa-
tionen angebracht ist, um im sensiblen
und komplexen Feld der Biotechno-
logie die Nachfrage nach innovativen
Produkten zu erhöhen.




Im Bereich der IuK-Technologien zeigt
sich, dass das Bewusstsein für die
Notwendigkeit von nachfrageorien-
tierten Politikmaßnahmen in den ver-
gangenen fünf bis zehn Jahren stark
gewachsen ist. Als Reaktion auf den
Aktionsplan »eEurope – An Informa-
tion Society for All« haben viele euro-
päische Länder Maßnahmen ergriffen,
die die Verbreitung von Informations-
und Kommunikationstechnik durch
erhöhte Nachfrage nach entsprechen-




























fördern sollen. Diese nachfrageseiti-
gen Maßnahmen wurden im Laufe der
Zeit schrittweise in das traditionelle
(angebotsseitige) Portfolio der For-
schungs- bzw. Innovationspolitik inte-
griert. Insbesondere bei den großen
nationalen Aktionsplänen findet man
heute sowohl angebots- als auch nach-
frageseitige Instrumente, die miteinan-
der verschränkt sind – allerdings im-
mer noch mit einem erheblichen Über-
gewicht der traditionellen Förderin-
strumente. Ziel dieser Verschränkung
ist es, gleichzeitig die Entwicklung
innovativer Technologien, Produkte
und Dienstleistungen zu fördern sowie
deren Nutzung durch breite Bevölke-
rungsgruppen anzuregen.
Auch wenn das Spektrum der mög-
lichen Instrumente breit ist, konzen-
trieren sich die meisten europäischen
Staaten auf die Förderung offener
Standards und Open-Source-Soft-
ware, häufig im Zusammenhang mit
ihren E-Government-Aktivitäten, die
Stärkung der privaten Nachfrage nach
IuK-Produkten und -Dienstleistun-
gen durch Infrastrukturmaßnahmen
(Breitband, Digitaler Rundfunk) und
Informationsangebote sowie die Aus-
und Weiterbildung als Voraussetzung
für eine stärkere Nutzung innovativer
Technologien.
Da die wenigsten nachfrageorientier-
ten Maßnahmen die Stärkung der
Innovationsfähigkeit zum zentralen
Ziel haben, ist es kaum möglich, deren
innovationsfördernde Wirkung zu
bewerten. Man gewinnt allerdings den
Eindruck, dass eine solche Wirkung
eher indirekter Natur ist: Dadurch,
dass die Verbreitung und Nutzung
innovativer IuK-Technologien ver-
stärkt wird, gelingt es den Herstellern
zunehmend, die damit verbundenen
Netzwerkeffekte auch monetär zu rea-
lisieren, und sie sind deshalb tenden-
ziell eher bereit, forschend und ent-
wickelnd tätig zu werden.
Innerhalb Europas liegt Deutschland
bei den nachfrageorientierten Politik-
maßnahmen im oberen Mittelfeld.
Führend sind die skandinavischen
Länder mit ihrer mehr als 15-jährigen
Tradition bei der systematischen
Förderung der Diffusion und Nutzung
von IuK-Technologien. Insgesamt
kann man den Eindruck gewinnen,
dass in Deutschland – auch als Ergeb-
nis der föderalen Struktur – die Ver-
knüpfung angebots- und nachfrage-
orientierter Instrumente noch nicht so
weit gediehen ist wie beispielsweise in
den Niederlanden, deren Politikmaß-
nahmen stark auf die Einbeziehung






























Das Thema Hirnforschung ist wegen
seines forschungspolitischen Stellen-
wertes und wegen der derzeitigen
außerwissenschaftlichen Aufmerk-
samkeit politisch hoch aktuell. Das
Feld ist aber auch – schon wegen der
Vielzahl an wissenschaftlichen Diszi-
plinen, die mit verschiedenen For-
schungsfragen und Entwicklungs-
zielen in der Hirnforschung aktiv sind
– hochkomplex und unübersichtlich.
Im Auftrag des Ausschusses für Bil-
dung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung soll zum einen der Stand
und die Perspektiven der Forschung
erhoben werden. Zum anderen soll
eine möglichst umfassende Bewertung
der aus der Aufklärung der Funktions-
weise des menschlichen Gehirns und
der Koppelung solcher Erkenntnisse
mit anderen Feldern der wissenschaft-
lichen Forschung und der technologi-





Ziel der zurzeit durchgeführten Vor-
studie ist es, einen möglichst breiten
Überblick über das Forschungsfeld zu
erarbeiten sowie die Anwendungs-
gebiete zu identifizieren, in denen
kurz- und mittelfristig mit einer
Umsetzung von Erkenntnissen der
Hirnforschung zu rechnen ist. Diese
wären dann in der Hauptstudie hin-
sichtlich der damit verbunden Chan-
cen und Risiken, eventueller ethischer
Fragen sowie hinsichtlich des politi-
schen Handlungsbedarfes genauer zu
untersuchen.
Gegenstand der Vorstudie sind der
aktuelle Erkenntnisstand und die
historische Entwicklung der Hirnfor-
schung sowie die Bedeutung von Fort-
schritten der kognitiven Neuro-
wissenschaften für das Verständnis
von Lernprozessen. Des Weiteren soll
eine Einschätzung der erkenntnis- und
bewusstseinsphilosophischen Implika-
tionen der neueren Erkenntnisse der
naturwissenschaftlichen Forschung
gegeben werden. Unter Berücksich-
tigung der »Computational Neuro-
sciences« und der Mensch-Maschine-
Kommunikation sowie der Anwen-
dungsfelder Neuroprothetik, Neuro-
bionik und Neuroinformatik werden
Ursachen und Therapiemöglichkeiten
neuro- und psychopathologischer Zu-
stände erörtert und Potenziale und
Anwendung neurologisch wirksamer
Medikamente abgeschätzt. Die Vor-









Die Natur macht es vor und eine Reihe
von Wissenschaftlern macht es mittler-
weile nach. So ließe sich plakativ der
bionische Ansatz beschreiben. Nach
dem Vorbild der Natur neue oder opti-
mierte Anwendungen kreieren, das
klingt zudem nachhaltig. Doch ist dem
per se so? Welches Potenzial steckt
noch hinter dem Begriff Bionik? Ist der
Übergang zur Nanotechnologie flie-
ßend? Welche Strategien werden
aktuell verfolgt?
Aus wissenschaftlicher Sicht steht der
Begriff Bionik für eine spezifische,
naturbezogene Herangehensweise an
Forschung und Entwicklung. Die Viel-
falt biologischer Systeme wird dabei
als Vorbild genommen etwa für
Konstruktionsentwürfe im Leichtbau,
die Signalverstärkung in der Sensorik
oder die Reibungs- und Verschleiß-
minderung von Oberflächen. Voraus-
setzung für alle praktischen Anwen-
dungen ist das Detailverständnis bio-
logischer Strukturen und Mechanis-
men.
In jüngster Zeit hat die Bionik vor
allem im Kontext nanotechnologi-
scher Fortschritte an Bedeutung ge-
wonnen und neue Aufmerksamkeit
auf sich gezogen. Dies trifft auch auf
Grenzbereiche zu, wie beispielsweise
der Neurobionik, in der u.a. die
Informationsübertragung zwischen




























vensystem (z.B. in der Prothetik)
erforscht wird. In einem weiter gefass-
ten Kontext spielt auch die Konver-
genz verschiedener Technikbereiche
(Nano-, Bio-, Informationstechno-
logien, Kognitions- und Neurowissen-
schaften) eine Rolle sowie die Suche
nach Möglichkeiten eines in seinen
physischen und psychischen Fähig-
keiten »verbesserten Menschen«. In
der Studie geht es zunächst um einen
kurz gefassten Überblick über den
aktuellen Stand und die zukünftigen
Potenziale in Forschung und An-
wendung. Ferner soll der Frage nach-
gegangen werden, inwieweit der
Mythos »Nähe zur Natur« – als
Vorbildfunktion und als zumeist
erster Arbeitsschritt bionischer For-
schung – mit Risikofreiheit in der
Anwendung in Verbindung gebracht
werden kann. Herausgearbeitet wer-
den sollen dann wissenschaftlich-tech-
nische Handlungsfelder, die mit Blick
auf positive Entwicklungschancen
eine besondere Relevanz aufweisen.
Das Projekt läuft bis zum Frühjahr
2006.






NEUE CHANCEN IN DER BIOMEDIZIN
Biobanken ziehen auch in Deutsch-
land zunehmend die Aufmerksamkeit
von Politik, Wissenschaft, Wirtschaft
auf sich. Handlungserfordernisse für
die deutsche Politik resultieren aktuell
aus der vom Europäischen Parlament
und dem Rat vorgelegten »Richtlinie
zur Festlegung von Qualitäts- und
Sicherheitsstandards für die Spende,
Beschaffung, Testung, Verarbeitung,
Lagerung und Verteilung von mensch-
lichen Geweben und Zellen«. Ziel des
TAB-Projektes ist ein vertiefter Ein-
blick in die Bedeutung und Vielfalt der




Zellen, Gewebe, Organe) ist die spezi-
fische Verknüpfung von an molekular-
genetisch analysiertem Körpermate-
rial erhobenen und elektronisch ge-
speicherten genetischen Datensätzen,
Phänotyp- und Krankheitsdaten mit
genealogischen und demografischen
Daten. Dabei entstehen »Genprofile«
für eine hohe Zahl von Menschen.
Erklärtes Ziel ist es u.a., genetische
Risikofaktoren zu identifizieren. Diese
Genprofile bilden zugleich eine Aus-
gangsbasis für neue Forschungsge-
biete, wie etwa die Pharmakogenetik,
oder für neue Leitbilder wie »indivi-
duelle Medizin«. Biobanken gelten
zudem in Pharmaindustrie und Bio-
medizin als operative Grundlage für
die Entwicklung von diagnostischen
und therapeutischen Verfahren. In
Biobanken werden somit höchst sensi-
ble persönliche Daten gespeichert, die
den körperlichen oder geistigen Zu-
stand, Ernährungsweisen, Sexualver-
halten, ethnische Herkunft und religi-
öse Orientierung sowie strafrechtlich
relevante Tatbestände betreffen. Da-
raus resultieren besondere Anforde-
rungen an den Datenschutz.
Sowohl öffentliche als auch private
Biobanken stehen aufgrund ihrer Be-
deutung für das Gesundheits- und So-
zialwesen, für private Vor- und Für-
sorge sowie angesichts zunehmend
knapper finanzieller Ressourcen bei
Staat, Versicherungssystemen und Pri-
vatpersonen im Spannungsfeld von
wissenschaftlichen Erkenntnisinteres-
sen und Gemeinwohlorientierung
einerseits sowie privaten Interessen
andererseits.
Das TAB will mit diesem Projekt einen
Beitrag zur Klärung der Frage leisten,
welche Potenziale Biobanken für die
medizinische und pharmazeutische
Forschung und deren potenzielle
Nutznießer bieten. Des Weiteren gilt
es, vor dem Hintergrund der mit
Biobanken verbundenen vielfältigen
ethischen und rechtlichen Heraus-
forderungen, zu analysieren, welcher
Rahmen neuer und kohärenter Regu-
lierungen nationaler und internationa-
ler Reichweite notwendig sein wird.
Die Bearbeitung des Themas hat im
April 2005 begonnen, ein Endbericht
ist für das Frühjahr 2006 geplant.
TA-Projekt: Biobanken für human-






































Development, »ICT4D«) hat in den
letzten Jahren verstärkt Beachtung
gefunden.
Auf internationaler Ebene, in nationa-
len Entwicklungsstrategien der afrika-
nischen Staaten, aber auch in der Ent-
wicklungspolitik vieler Industriestaa-
ten kommt dieser Thematik große Be-
deutung zu. »ICT4D« ist z.B. ein zen-
traler Gegenstand des zweiteiligen
Weltgipfels der UN zur Informations-
gesellschaft (WSIS), dessen zweites
»Segment« im November 2005 in
Tunis stattfinden wird. Auch der
Deutsche Bundestag hat sich mehrmals
mit der Thematik befasst und dabei
u.a. Fragen der Überbrückung der
»digitalen Spaltung« zwischen reichen
und armen Ländern, der Liberalisie-
rung der Telekommunikationsmärkte
sowie des Erhalts und der Förderung
kultureller Vielfalt aufgegriffen. Dem
Internet kommt im Rahmen der
Thematik »ICT4D« besondere Bedeu-
tung zu. »Internet for Development«
umfasst mehrere Dimensionen, wie
den Ausbau der Infrastruktur, die
Verbesserung des Zugangs, die ver-
stärkte Teilhabe am elektronischen
Handel (»E-velopment«) sowie die
Nutzung des Internets für Bildungs-
zwecke (»eLearning«). Initiativen afri-
kanischer Staaten und Organisatio-
nen, die außerhalb der UN (wie z.B.
NEPAD) und innerhalb der UN unter-
nommen wurden, weisen »ICT4D«
und speziell dem Internet eine beson-
dere Bedeutung für die Entwicklung
des Kontinents zu. Ausgewählte As-
pekte der Thematik »Internet for
Development« sollen anhand verglei-
chender Länderanalysen untersucht
werden. 
Der Verkehr und die von ihm verur-
sachten Emissionen von Schadstoffen
und Treibhausgasen rücken seit eini-
gen Jahren verstärkt ins Blickfeld der
politischen und öffentlichen Diskus-
sion. Daher hat der Ausschuss für Bil-
dung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung das TAB mit der Er-
stellung einer TA-Vorstudie zum The-
ma: »Perspektiven eines CO2- und
emissionsarmen Verkehrs – Kraft-
stoffe und Antriebe im Überblick«
beauftragt.
Dieses Themenfeld ist gegenwärtig sehr
unübersichtlich, da in jüngster Zeit
eine Vielzahl von Forschungsvorhaben,
Pilotprojekten und anderen Aktivitäten
durchgeführt wurde, die mit sehr
unterschiedlichen Herangehensweisen
teilweise extrem heterogene Ergebnisse
hervorgebracht haben.
Einige Beispiele hierfür sind die
Studien der »Verkehrswirtschaftlichen
Energiestrategie« bzw. der »Kraft-
stoffstrategie der Bundesregierung«,
die Expertenstudie »Alternative Kraft-
stoffe und Antriebstechnologien« des
Rates für Nachhaltige Entwicklung,
die europäische EUCAR/CONCAWE-
Studie, das »Sustainable Mobility
Project« des World Business Council
for Sustainable Development sowie
die Arbeiten im Rahmen des For-
schungsprogramms »Hydrogen So-
ciety« der Europäischen Union. 
Ziel des TAB-Projektes ist es, einen
umfassenden Überblick über die rele-
vanten aktuellen Studien und Projekte
– sowohl national als auch internatio-
nal – zu gewinnen und deren Ergeb-
nisse systematisch vergleichend zu
analysieren. Zu diesem Zweck sind in
einem ersten Schritt zwei Gutachten in
Auftrag gegeben worden, die sich zum
einen mit dem Feld »Kraftstoffe und
Infrastruktur« und zum anderen mit
»Verkehrsträgern und Antriebstech-
nologien« beschäftigen. Im zweiten
Schritt soll im Sommer ein weiteres
Gutachten ausgeschrieben werden,
das speziell auf den weiteren For-
schungsbedarf fokussieren soll. Die
Vorstudie wird voraussichtlich An-
fang 2006 vorgelegt.
TA-Projekt: Perspektiven eines CO2-
und emissionsarmen Verkehrs – Kraft-

































Es wird auch eine Aufarbeitung von
Erfahrungen angestrebt, die in bilate-
ralen, multilateralen und in »Public
Private Partnership«-Projekten ge-
macht wurden. Von besonderem
Interesse sind die Chancen und
Herausforderungen, die sich durch die
Wahl bestimmter Einsatzformen des
Internets und technologischer Optio-
nen (wie z.B. drahtlose Internet-
anbindungen, Koppelung von Radio
und Internet) zur Erreichung politi-
scher Ziele ergeben (z.B. Verbesserung
der Kommunikation zwischen länd-
lichen Regionen und urbanen Zen-
tren). Das Projekt beginnt im Juli
2005 und hat eine Laufzeit von 15
Monaten.
TA-Projekt: Internetkommunikation
in und mit Entwicklungsländern –
Chancen für die Entwicklungszu-





BIOMASSE VERSUS ERDÖL 
Erdöl kann heute mit modernen Tech-
nologien quasi bis zum »letzten Mole-
kül« verarbeitet werden. Ziele sind
dabei bestimmte Molekül-Arrange-
ments, die dann beispielsweise als
Benzin oder Kunststoffe auf den
Markt kommen. Die hierfür notwen-
digen chemischen Grundbausteine
(z.B. Kohlenwasserstoffe) sind »natür-
lich« auch in der Biomasse – als nach-
wachsende Rohstoffquelle – enthal-
ten. Jedoch sind diese bisher kaum in
eine »dem Öl« vergleichbare Produkt-
palette umgesetzt worden.
Hintergrund des Themas ist die weiter
zunehmende Verknappung bisher
preiswert und risikoarm beschaffbarer
fossiler Rohstoffe wie Erdöl und Erd-
gas. Alternativ werden nachwachsen-
de Rohstoffe heute bereits – jedoch
vorwiegend energetisch – genutzt.
Untersucht werden sollen daher tech-
nische Optionen einer möglichen län-
gerfristigen Umstellung der bisherigen
petrochemischen Rohstoffbasis der
chemischen Industrie auf nachwach-
sende Rohstoffe. Dies wäre etwa ver-
gleichbar der Idee einer längerfristigen
Umstellung der Energiewirtschaft auf
erneuerbare Energieträger. Im Vorder-
grund steht dabei das Potenzial, che-
mische Produkte umweltfreundlicher
und nachhaltiger herzustellen und
weiter zu verarbeiten. 
Ziel des Monitoring ist es, einen mög-
lichst umfassenden Überblick über
den aktuellen Stand und die Perspek-
tiven der industriellen stofflichen Nut-
zung von nachwachsenden Rohstoffen
zu geben. Eine zentrale Rolle spielen
dabei auch mögliche Flächen- und
Nutzungskonkurrenzen – also zwi-
schen industriellem oder energeti-
schem Einsatz der Biomasse oder zwi-
schen diesem und der Lebensmittel-
verarbeitung. Integriert werden in eine
zusammenfassende Darstellung auch
die Abschätzung makroökonomischer
Effekte, Fragen der Verbraucherak-
zeptanz sowie internationale Aktivi-
täten. Das Projekt läuft vom April
2005 bis zum Frühjahr 2006.






AKADEMISCHE SPIN-OFFS IN OST UND WEST
Im Zentrum dieses TAB-Politikbench-
marking stehen gewerbliche Ausgrün-
dungen von Absolventen oder Wissen-
schaftlern direkt aus Hochschulen
und außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen. Die zentrale Frage des
Vorhabens ist, welchen Einfluss be-
stimmte Bedingungen auf die Intensi-
tät der Ausgründungsaktivitäten und
auf den (anschließenden) geschäftli-
chen Erfolg der Gründungen haben
und wie sich diese Bedingungen in
Ost- und Westdeutschland unterschei-
den.
Dabei wird u.a. darauf eingegangen,
welches günstige bzw. ungünstige Fak-
torenkonstellationen für eine erfolg-
reiche Entwicklung eines akademi-
schen Spin-Offs sind und was die
Wirkungsmechanismen von Erfolgs-





























Die Medizin steht vor einem tief grei-
fenden Umbruch: Künftig werden
Standardtherapien durch Therapien
ergänzt werden, die sich stärker am
einzelnen Patienten orientieren. Man
verspricht sich von dieser »individuel-
len Medizin«, dass Verträglichkeit
und Wirksamkeit von Prävention und
Therapie verbessert und zugleich die
Effizienz des Gesundheitssystems ge-
steigert werden. Nicht zuletzt steht
eine individuelle Medizin vor der
Herausforderung, die Patienten akti-
ver als bisher einzubeziehen. 
Dieser Trend erfasst zunehmend alle
Bereiche des Gesundheitswesens
von der Forschung bis zur Organisa-
tion der Erbringung von medizini-
schen Dienstleistungen. Ermöglicht
wird dies durch den Einzug neuer
Technologien in die Medizin, darunter
die Bio- und Gentechnologie, die
Nanotechnologie, die Informations-
und Kommunikationstechnologien
oder die Produktionstechnik. So las-
sen sich mittels »Rapid Prototyping«
individuell angepasste Prothesen her-
stellen. Mit Hilfe des »Tissue En-
gineering« können menschliche Ge-
webe im Reagenzglas erzeugt werden.
IuK-Technologien tragen zur Erfas-
sung und Interpretation individuenbe-
zogener Gesundheitsdaten bei. 
Weil es zu diesem Thema bislang noch
keine systematische Zusammenstel-
lung der technischen Entwicklungen
und keine Einschätzung zu Synergien
dieser Trends gibt, wird der Zukunfts-
report den Stand von Wissenschaft
und Technik aufarbeiten und die wirt-
schaftlichen, ethischen, rechtlichen
und gesellschaftlichen Auswirkungen
für die kommenden 10 bis 20 Jahre
bewerten. Der Zukunftsreport stützt
sich auf die Auswertung wissenschaft-
licher Literatur und vorhandener
Studien sowie auf Interviews mit
Fachexperten und Vertretern betroffe-
ner Gruppen. Unter anderem gilt es zu
klären, welche Erwartungen und
Befürchtungen an die individuelle
Medizin geknüpft werden und wie
eine Technology Roadmap aussehen
könnte. Geplant ist außerdem ein
Zukunftsworkshop, der Optionen







flusst. Zudem sollen (politische)
Handlungs- und Gestaltungsmöglich-
keiten untersucht werden. 
Dazu gehören Fragen wie: Warum er-
zielten die bisher eingesetzten Förder-
instrumente nicht die erhoffte Wirkung
und wie müsste man sie modifizieren?
Welche Handlungsmöglichkeiten blei-
ben für die Innovations-, Wirtschafts-,
Regional- und Strukturpolitik?
Gründungsprozesse werden in Form
von explorativen Fallstudien unter
Einbezug der im Umfeld der Gründer
unmittelbar am Gründungsprozess
Beteiligten differenziert betrachtet
und qualitativ nach den Typen von
Muttereinrichtungen unterschieden. 
Geplant sind 40 Fallstudien mit Spin-
Offs aus den wichtigsten wissen-
schaftlichen Mutterorganisationen in
Deutschland (aus Universitäten, Fach-
hochschulen, FhG/GMD, MPG, den
Wissenschaftsgemeinschaften Helm-
holtz, Leibniz oder von Guericke). Die
Erkenntnisse aus den Fallstudien wer-
den ergänzt und abgerundet durch
eine schriftliche Befragung mit größe-
rer empirischer Basis.
Benchmarking: Analyse von Erfolgs-



































»Wie sind die Möglichkeiten und
Auswirkungen des Internet hinsicht-
lich neuer Formen der politischen
Information, Kommunikation und
Kooperation in der Demokratie einzu-
schätzen?« – die so umrissene, im
Projekt verfolgte Leitfrage lässt sich
durch folgende Teilfragen verdeut-
lichen:
› Wie verändern sich durch das
Internet die technischen Grund-
lagen medialer Öffentlichkeit und
der Medienkultur, und was bedeu-
tet das für die Gestaltungs- und
Interaktionsmöglichkeiten des
Individuums?
› Wie verändern sich durch netzba-
sierte Kommunikation die Hand-
lungsmöglichkeiten und -notwen-
digkeiten von politischen Organi-
sationen und soziokulturellen
Gruppen, sowohl in Bezug auf die
Zivilgesellschaft als auch auf poli-
tische Institutionen in Legislative
und Exekutive?
› Welche Bedeutung haben neue
Möglichkeiten kultureller Selbst-
entfaltung und Teilhabe, des Wis-
senserwerbs sowie netzbasierter
Interaktion für die Qualität politi-
scher Diskurse, Partizipationsan-
sprüche und das Ziel der Chan-
cengleichheit bei Information und
Bildung?
› Inwieweit lässt sich die These vom
Internet als neuer Form politischer
Öffentlichkeit (»Netzöffentlich-
keit«) stützen?
› Wo liegen politischer Gestaltungs-
bedarf und politische Gestaltungs-
optionen, insbesondere beim
Deutschen Bundestag?
Das Projekt wurde in drei Phasen
durchgeführt. Phase 1 war dem Stand
der Forschung gewidmet, wobei eine
Auseinandersetzung mit Konzepten
aus der kultur- und mediensoziologi-
schen Forschung zum Internet sowie
aus der politikwissenschaftlichen und
demokratietheoretischen Diskussion
erfolgte, parallel zu einer Aufarbei-
tung der relevanten empirischen For-
schung.
In Phase 2 wurden ausgewählte For-
schungsthemen ausführlicher behan-
delt. Geeignete Gegenstände solcher
Untersuchungen sind sowohl interak-
tive Formen netzbasierter Kommuni-
kation (wie z.B. Chats) als auch aus-
gewählte Debatten im Internet unter
Berücksichtigung der Internet-Prä-
senzen unterschiedlicher Akteure.
Ausgewählt wurden die Themen
»Genfood« und »Urheberrecht«.
Weiterhin wurden in dieser Phase
Internetangebote von politischen
Institutionen (Bundestag und Bundes-
regierung) untersucht sowie eine
Analyse britischer Erfahrungen auf
diesem Gebiet vorgenommen.
Die Phase 3 diente der Auswertung
von Phase 1 und 2 sowie der Erar-
beitung von Thesen hinsichtlich des
politischen Gestaltungsbedarfs und
politischer Gestaltungsmöglichkeiten.
Zentrales Element war ein Fachge-
spräch mit Kultur- und Medienpoliti-
kern, einschlägigen wissenschaftlichen
Experten und Vertretern der Verwal-
tung des Deutschen Bundestages so-
wie der Bundesregierung. Dort wur-
den Fragen der politischen Bedeutung
von Internetöffentlichkeit und Inter-
netkultur vertieft behandelt sowie
Schlussfolgerungen für politisches
Handeln, insbesondere für den Bun-
destag, erörtert.
Aus der Vielzahl der Ergebnisse – die
demnächst als TAB-Bericht verfügbar
sein werden – werden an dieser Stelle
einige wenige herausgehoben. Wir
konzentrieren uns auf die Rolle der
Internetkommunikation zwischen po-
litischen Institutionen und Bürgern
einerseits und auf die Frage nach einer
neuen »Netzöffentlichkeit« anderer-
seits. In beiden Bereichen stellen wir
die interaktiven Potenziale des Inter-
net in den Mittelpunkt.
Auf Vorschlag des Ausschusses für Kultur und Medien wurde das TAB im
Sommer 2003 mit einem TA-Projekt »Analyse netzbasierter Kommunikation
unter kulturellen Aspekten« beauftragt. Die Ausgangsfrage war, welche
Möglichkeiten und Auswirkungen das Internet hinsichtlich neuer Formen der
politischen Information, Kommunikation und Kooperation eröffnet und inwie-
weit dabei kulturelle Grundlagen betroffen sind. Aus der Vielfalt der dafür rele-
vanten Aspekte (z.B. das Internet als neue Form der Tradierung und Globa-
lisierung von Kultur, Zugangsbedingungen zur Internetkommunikation, Er-
möglichung neuer Formen der Bürgerbeteiligung an politischer Kommuni-
kation) wurde die Frage nach dem Verhältnis von Internet und Demokratie in
den Mittelpunkt gestellt. Das Projekt ist mit einer Vorlage des Endberichtes
abgeschlossen worden. Nach Prüfung und Abnahme durch die Berichterstatter
ist vorgesehen, ihn als TAB-Arbeitsbericht Nr. 100 zu veröffentlichen.































Das Internet wird in der Studie einer-
seits als mögliches Medium der Stär-
kung der Demokratie untersucht, an-
dererseits aber auch im Hinblick auf
reale Einflüsse der politischen Inter-
netkommunikation. Ungeachtet des
faktischen politischen Bedeutungs-
zuwachses des Internets treten die
Debatten in Bezug auf die übergreifen-
de Einschätzung politischer Auswir-
kungen oft auf der Stelle. Zwar haben
im wissenschaftlichen »Mainstream«
sowohl der »Cyberoptimismus« – der
den Blick vor allem auf Potenziale
lenkt – als auch der »Cyberpessi-
mismus« – der unerfreuliche Begleiter-
scheinungen der Medienentwicklung
fokussiert – an Einfluss verloren. Die
neue Bescheidenheit, die sich u.a. in
einer häufigen, fast rituell anmuten-
den Betonung des »business as usual«-
Aspekts politischer Internetnutzung
äußert, hat jedoch auch ihre Schatten-
seiten: Weit reichende Hoffnungen
wie Befürchtungen bestehen fort, wer-
den aber nur noch selten explizit und
kritisch diskutiert. Sie üben so weiter
Einfluss aus, ohne als normativer
Hintergrund deutlich sichtbar und
transparent zu sein. Aus diesem
Grund wurde im Projekt einerseits
besonderes Augenmerk auf empirische
Untersuchungen zu tatsächlichen
Nutzungsformen des Internets für
politische Kommunikation gelegt –
andererseits wurden entsprechende
Erkenntnisse vor dem Hintergrund
aufgearbeiteter Potenziale des Inter-
nets für die Demokratie im nationa-
len, europäischen und transnationalen
Bereich interpretiert und bewertet. Im
Spannungsfeld von hochfliegenden
Visionen und Erwartungen einerseits
und skeptischen Einschätzungen so-
wie Befürchtungen andererseits wurde
vor dem Hintergrund erster empiri-
scher Ergebnisse versucht, belastbare
und »realistische« Antworten auf die
Frage nach den Auswirkungen der
Internetnutzung für politische Kom-
munikation zu geben. 
Als normativer Hintergrund diente die
den meisten demokratietheoretischen
Erwartungen an das Internet und ein-
schlägigen politischen Programmen
zugrunde liegende Vorstellung, dass
Netzkommunikation deliberative For-
men der Demokratie fördern könne.
Erwartungen an eine stärkere Bürger-
beteiligung in politischen Diskussio-
nen und Meinungsbildungsprozessen,
an eine Verringerung der Distanz zwi-
schen Regierenden und Regierten bzw.
zwischen Bürgern und ihren gewähl-
ten Vertretern sowie Hoffnungen auf
eine – z.B. gegenüber der Fernseh-
kultur – wachsende Bedeutung argu-
mentativ gehaltvoller Kommunikation
gehören in diesen Erwartungshori-
zont. Die Hauptfrage, auf die das
Projekt Antworten verspricht, kann
daher so reformuliert werden: Inwie-
weit entsprechen diesen Erwartungen
reale Entwicklungen? Kurz gesagt,
ging es darum zu ergründen, ob, in-
wieweit und unter welchen Bedingun-
gen die normativen Hoffnungen an
die politische und öffentliche Praxis
anschlussfähig sind. Auf diese Weise
wurde der Bogen von theoretischen
Diskussionen in Philosophie und
Politikwissenschaften bis hin zu den
ganz konkreten Anforderungen an die
Ausgestaltung politischer Internet-





Die bisherige Entwicklung interakti-
ver Internetkommunikation zwischen
den verfassungsmäßigen politischen
Institutionen und Bürgern auf Bundes-
und EU-Ebene kann in zweierlei Hin-
sicht als erfolgreiche Experimentier-
phase gelten:
› Bei entsprechender Vorbereitung
durch die Anbieter (oder auch nur
aufgrund eines hohen Maßes an
thematischem Interesse bei be-
stimmten Bevölkerungsgruppen)
können vor allem Online-Foren
auf eine nicht unerhebliche Reso-
nanz stoßen.
› Online-Diskussionen können ein
hohes inhaltliches Niveau haben
und auf rationale und im zwi-
schenmenschlichen Umgang res-
pektvolle Weise vonstatten gehen.
Trotz solcher positiver Erfahrungen
mit politischen Online-Diskussionsan-
geboten gibt es jedoch – sowohl in
Deutschland als auch auf EU-Ebene –
Mängel und Inkonsequenzen. Einige
der selbst gesetzten Ziele wurden bis-
her nicht erreicht – wie z.B. im Fall der
Bundesregierung die Schaffung eines
Internetportals, auf dem alle aktuellen
und geplanten Online-Foren aufge-
führt sind, und im Fall des
Bundestages die Fortführung des
Projektes »E-Parlament«. Zudem fällt
auf, dass viele der Online-Dialoge
nicht allen Empfehlungen entspre-
chen, die in den letzten Jahren, z.B.



























von der OECD, von praxiserfahrenen
Organisationen und von der Bundes-
regierung ausgesprochen wurden. Die
demokratischen Potenziale des Inter-
net sind noch nicht ausgeschöpft.
Hinzu kommt ein aus der Entwick-
lung der letzten Jahre herrührendes
Dilemma. Die allgemeine Interneteu-
phorie traf auf die verbreitete Diag-
nose einer »Krise der Demokratie«,
die sich vor allem in Politikver-
drossenheit und Wahlmüdigkeit zeig-
te. Entsprechend wurden vom Internet
weit reichende Beiträge zur Lösung
dieser Probleme und zur »Revitali-
sierung« der Demokratie erwartet.
Politisch folgte die Festschreibung
sehr ambitionierter Ziele zur Nutzung
des Internets für die Modernisierung
und Intensivierung der Beziehungen
zwischen Politik und Bürgerschaft.
Dabei wurde jedoch versäumt, diese
Ziele auf angemessene Weise in der
konkreten Politikgestaltung zu veran-
kern und die ausreichende Ausstat-
tung mit Ressourcen auf Dauer sicher-
zustellen. In der derzeitigen Situation
wird das Bild daher bestimmt durch
› ein mangelhaft koordiniertes und
diskontinuierliches Experimentie-
ren mit Online-Dialogangeboten,
› das Vertrauen auf die überdurch-
schnittliche Einsatzbereitschaft an
dem Thema persönlich interessier-
ter Mitarbeiter sowie 
› halbherzige oder wenig öffentlich-
keitswirksame Bekenntnisse zu
den weit reichenden Zielen der 
E-Demokratie-Politik.
Dadurch, dass die ambitionierten Ziele
aufrechterhalten werden, gleichzeitig
aber die konkrete Weiterentwicklung
»digitaler« Demokratie auf nationaler
und EU-Ebene nur schleppend oder
sprunghaft vonstatten geht, können
die zentralen Herausforderungen
weder auf konzeptioneller noch auf
praktischer Ebene angemessen ange-
gangen werden. Es ist zu befürchten,
dass – wenn die Kluft zwischen rheto-
rischen Absichtsbekundungen und
praktischen Konsequenzen nicht
geschlossen wird – eine immer größe-
re Zahl von Bürgern die »digitale
Demokratie« frustriert als verpasste
Chance wahrnehmen wird. 
Auf der anderen Seite sind aber – in
Deutschland und auf EU-Ebene – pro-
grammatische Ideen entwickelt wor-
den, die einen geeigneten Rahmen für
den Ausbau digitaler Demokratie
durch Initiativen von Parlamenten
und Regierungen bilden. Erfahrungen
in diesem Bereich werden derzeit ver-
stärkt ausgewertet und in praktische




übersetzt. Dabei sind ungelöste
Probleme wie die – demokratietheore-
tisch brisante – Gefahr »digitaler
Spaltungen« und neuer Anforderun-
gen an die Medienkompetenz der
Bürger zu beachten. Ein Mangel an
Ideen zur weiteren Erprobung und
Verbreitung digitaler Schnittstellen
zwischen Bürger und Politik besteht
jedenfalls nicht.
NETZÖFFENTLICHKEIT 
Öffentlichkeit ist (und bleibt auf
absehbare Zeit) im Wesentlichen
massenmedial vermittelte Öffentlich-
keit (»Mediendemokratie«). Das
Internet hat bisher diese bestehenden
Strukturen nicht wesentlich verändert.
Es ist aber darüber hinaus ein
Potenzial des Internets zur Ergänzung
dieser Strukturen, und in Ansätzen
auch schon eine Realisierung dieses
Potenzials zu erkennen. Dieses nimmt
seinen Ausgang von bestimmten
Eigenschaften der Internetkommuni-
kation. Während Massenmedien als
Filter fungieren, die bestimmen, was
aus der Vielfalt der Sprecher, Meinun-
gen und Themen als öffentlich wahr-
nehmbar und damit als öffentlich rele-
vant erscheint, existieren solche Filter
im Internet nicht. Jeder PC-Nutzer mit
Internetanschluss ist im Prinzip in der
Lage, sein politisches Anliegen »ins
Netz zu stellen«. Gerade hieran
machen sich Erwartungen einer
neuen, für die Artikulation auch nicht
organisierter Interessen zugänglichen,
politischen Internetöffentlichkeit fest.
Für politisch Aktive und Interessierte
ist das Netz vielfach bereits heute eine
interessante Erweiterung der Möglich-
keiten zur politischen Artikulation.
Dabei zeichnen sich verschiedene
Trends ab, die für einen Bedeutungs-
zuwachs der genuinen »Netzöffent-
lichkeit« sprechen:
› Zu bestimmten politischen Debat-
ten bilden sich Netzöffentlichkei-
ten, die sich hinsichtlich der Ak-
teurskonstellationen und Inhalte
von der massenmedialen Öffent-
lichkeit unterscheiden. Diese Netz-
öffentlichkeiten können durch
gute Sichtbarkeit in Suchmaschi-




erleichtert den Aufbau themen-





























schaftliche Akteure und bürger-
schaftliches Engagement. Dies
betrifft u.a. die Rekrutierung und
Mobilisierung von Bürgern, die





sich umfangreich über ein Thema
zu informieren und auszutau-
schen, ohne dabei in nennenswer-
tem Maße auf authentische Äuße-
rungen von Gegenpositionen zu
stoßen. Zugleich ist aber festzu-
stellen, dass in diesen Netzöffent-
lichkeiten auch vielfach ge-
wünscht wird, dass staatliche
Institutionen die Rolle zuverlässi-
ger und unparteilicher Informa-
tionsdienstleister sowie Funktio-
nen in der Qualitätssicherung der
Informationen übernehmen.
› Die staatliche Förderung von
Netzöffentlichkeit befindet sich
noch in der Experimentierphase.
Zu den bisherigen Schwerpunkten
in Deutschland zählen die Unter-
stützung bürgerschaftlichen En-
gagements durch die Förderung
oder anderweitige Unterstützung
von Internetplattformen, die Be-
reitstellung eigener Webangebote
zur Information sowie zum Aus-
tausch zu konkreten Problemen
bestimmter Bevölkerungsgruppen
(z.B. zur Existenzgründung) und
die Förderung von Netzöffentlich-
keit zu bestimmten Themen (Be-
kämpfung von Rechtsextremismus
und Gewalt; Zukunft und Zusam-
menwachsen Europas).
Die Untersuchungsergebnisse stützen
die ursprünglich weit reichenden The-
sen vom Internet als neue demokrati-
sche Form politischer Öffentlichkeit
nicht. Ebenso wenig aber geben sie
Anlass zur These von der politischen
Belanglosigkeit des Internets. Zumin-
dest fachspezifische Teilöffentlich-
keiten nutzen die Möglichkeiten des
Internets zunehmend, z.B. politisch
Interessierte, die genau wissen, was sie
suchen bzw. die die bereits bestehen-
den Netzwerke ansprechen wollen.
Damit stellt das Internet eine bedeut-
same Erweiterung des öffentlichen
politischen Kommunikationsraumes
dar. Genutzt wird dieser vor allem von
denjenigen, die ohnehin politisch in-
teressiert und aktiv sind. Als Medium
zur Aktivierung der Bürgerschaft und
zur Demokratisierung von politischen
Diskursen tritt das Internet allerdings
noch kaum in Erscheinung.
DAS NETZ – EIN NEUES FELD
POLITISCHER KOMMUNI-
KATION 
Die Attraktivität politischer Internet-
nutzung beruht wesentlich auf der
optimalen Verbindung von »Reich-
weite« (Massenkommunikation) und
»Intensität« (z.B. moderierte Foren
mit wenigen Dutzend Teilnehmern)
sowie in der Kombination von Stetig-
keit und Ereignisinszenierung. Die – in
der Regel themenspezifische – Ver-
netzung von Online-Kommunikation
mit politischen Institutionen wie
Bundesregierung und Bundestag oder
auch Initiativen der Zivilgesellschaft
ist leicht möglich. Gegenläufig zu der
in den letzten Jahrzehnten fortge-
schrittenen Massenmedialisierung der
politischen Öffentlichkeit (mit demQuelle: www.bundestag.de
ABB. 1 INTERNETANGEBOT DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES




























tie«) bieten sich durch das interaktive
Potenzial des Internets – allmählich,
nicht jedoch in revolutionierender
Weise – neue und erweiterte Mög-
lichkeiten politischer Kommunika-
tion.
Ein fundamentaler Wandel im Sinne
einer Systemveränderung politischer
Kommunikation ist aber bisher nicht
festzustellen. Viele Prognosen haben
sich offenkundig – zumindest hin-
sichtlich des Tempos vieler Entwick-
lungen – verschätzt. Weder lässt sich
beobachten, dass die Massenmedien
in der Themensetzung und Aufmerk-
samkeitssteuerung und als System der
Vermittlung zwischen politischen
Akteuren und Bürgern entscheidend
an Bedeutung verlieren. Noch hat sich
durch das Internet der Grad der
Aktivierung politischer Bürgerschaft
einschneidend verändert.
Dennoch aber hat sich das Netz zum
integralen Bestandteil von politischer
Kommunikation mit neuen Möglich-
keiten der Information und Beteili-
gung von Bürgerinnen und Bürgern
und der Kommunikation zwischen
politischen Akteuren und den im
Internet aktiven Bürgern etabliert. Das
Internet eröffnet »auf den zweiten
Blick« einen neuen, die massenmedia-
le Öffentlichkeit ergänzenden Raum
politischer Kommunikation. Denn im
Wandel der kulturellen Grundlagen
demokratischer Gesellschaften und
politischer Öffentlichkeit, der zivilge-
sellschaftlichen Nutzung des Internets
wie auch im Bereich staatlicher On-
line-Diskussionsangebote lassen sich
Anzeichen dafür finden, dass Beson-
derheiten netzbasierter Kommunika-
tion bereits Auswirkungen zeitigen
aber auch neue Fragen aufwerfen.
Dabei sind viele Entwicklungen noch
stark in einem experimentellen Sta-
dium. Kulturelle und politische Prak-
tiken der Internetnutzung haben sich
noch nicht verfestigt, viele Nutzungs-
weisen wirken vorläufig, unfertig oder
den Möglichkeiten des Internets unan-
gemessen. Das Thema Internet und
Demokratie wird daher weiter auf der
Tagesordnung von Wissenschaft,
Öffentlichkeit und Politik bleiben.
In dieser zukunftsoffenen Situation
kommt politischen Initiativen zur
aktiven (Mit-)Gestaltung der Netz-
öffentlichkeit besondere Bedeutung
zu. Dies betrifft die Förderung der
Medienkompetenz und des Zuganges
zum Netz, die Stärkung der Vielfalt
und Qualität politischer und kulturel-
ler Netzöffentlichkeit, die Verbesse-
rung der Netzpräsenz politischer Ak-
teure und Verlinkung zu Angeboten
verschiedener Gruppen zum Zweck
der Etablierung von Knoten politi-
scher Kommunikation im Netz sowie
die verstärkte Nutzung des Netzes für
die Kommunikation zwischen Ent-
scheidungsträgern und Bürgern. 
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TAB. 1 ANZAHL DER ANKÜNFTE UND ÜBERNACHTUNGSGÄSTE IN DEN NEUEN EU-LÄNDERN IM JAHRE 2003
Ankünfte Übernachtungs- dt. Übernach- Anteil dt. Über- jährliche jährliche 
insgesamt gäste insgesamt tungsgäste nachtungsgäste Wachstumsrate Wachstumsrate 
(Mio.) (Mio.) (Mio.) (%) aller Touristen dt. Touristen
(%); (%);
2001–2003 2001–2003
Estland 3,38 1,46 0,068 4,7 11,4 24,2
Lettland 2,52 0,97 0,063 6,5 15,6 23,5
Litauen 3,64 1,49 0,079 5,3 1,2 13,1
Malta 1,48 1,13 0,142 12,5 -2,2 -12,5
Polen 52,13 13,72 1,167 8,5 -6,5 4,4
Slowakei 24,99 1,39 0,176 12,7 9,2 6,2
Slowenien 59,39 1,37 0,229 16,7 11,6 9,9
Tschechische 94,98 5,08 1,440 28,4 -2,5 -3,4
Republik
Ungarn 31,74 3,01 0,810 26,9 2,6 -1,0
Zypern 2,42 2,30 0,129 5,6 -1,4 -14,3
insgesamt 276,67 31,92 4,303 – – –



























Seit dem 1. Mai 2004 umfasst die
Europäische Union 25 Staaten mit
über 450 Mio. Menschen. Im Jahr
2007 – nach dem Beitritt von Bul-
garien und Rumänien – wird sie auf
fast eine halbe Milliarde Menschen
anwachsen. Der Beitritt von Estland,
Lettland, Litauen, Polen, der Tsche-
chischen Republik, der Slowakischen
Republik, von Ungarn und Slowenien
sowie von Zypern und Malta zur
Union wird deutliche Auswirkungen
auf den Tourismus und die deutsche
Tourismuswirtschaft haben.
Durch die Erweiterung der EU gerät
Deutschland als Tourismusstandort
mit hohem Anteil von kleinen und
mittleren Unternehmen im Tourismus
sowie durch seine direkte Nachbar-
schaft zu den attraktiven neuen EU-
Ländern mit hohem touristischem
Potenzial besonders unter Anpas-
sungsdruck. Die Konkurrenz liegt vor
allem in den preisgünstigen und quali-
tativ hochwertigen touristischen An-
geboten dieser Länder begründet. Da
die neuen Destinationen allerdings noch
recht unbekannt sind, ergibt sich für
deutsche Reiseveranstalter auch die
Chance, neue Märkte zu erschließen.
DER REIZ DES NEUEN
Im Jahr 2003 reisten rund 276 Mio.
Menschen als Tages- oder Übernach-
tungsreisende in die neuen EU-Länder
(Tab. 1). Besonders Polen und die
WACHSTUM UND KONKURRENZ: 
DIE EUROPÄISIERUNG DES REISENS
Der Tourismus ist eine der bedeutendsten Wirtschaftsbranchen in Deutschland.
Soll die Branche auch in Zukunft boomen, müssen relevante Entwick-
lungstrends rechtzeitig erkannt und adäquat berücksichtigt werden. Ebenso
muss auf veränderte Rahmenbedingungen wie Veränderungen der Sozial- und
Altersstruktur oder ein sich wandelndes Freizeitverhalten mit innovativen
Angeboten reagiert werden. Im Rahmen des Projektes »Zukunftstrends im
Tourismus« hat das TAB drei als wesentlich identifizierte gesellschaftliche
Trends einer vertieften Analyse zugeführt. Dabei handelt es sich um den demo-
grafischen Wandel, die EU-Erweiterung sowie das touristische Marktgeschehen
im Schatten von Krisen und Gefahren. Die Folgen der EU-Erweiterung – mit
der sich in der Tourismusbranche sowohl Hoffnungen als auch Befürchtungen
verbinden – sind Gegenstand dieses Beitrages. Das TAB-Projekt ist mit der
Vorlage des Endberichtes abgeschlossen worden. Nach Prüfung und Abnahme
durch die Berichterstatter ist vorgesehen, ihn als TAB-Arbeitsbericht Nr. 101 zu
veröffentlichen.
Quelle: World Tourism Organization 



























Tschechische Republik sind beliebte
Reiseziele. Die Nachbarländer
Deutschlands hatten nach Angaben
der World Tourism Organization
(WTO) 2004 mit 49 % bzw. 43 %
einen besonders hohen Anteil deut-
scher Tagestouristen. Daneben ist aber
auch der Übernachtungstourismus in
diesen beiden Ländern am stärksten
entwickelt: 2003 übernachteten nach
Angaben der WTO 1,2 Mio. Deut-
sche in Polen und 1,4 Mio. Deutsche
in der Tschechischen Republik. Damit
entfiel von den insgesamt 4,3 Mio.
deutschen Übernachtungsgästen in
den neuen EU-Ländern ein Anteil von
ca. 60 % auf diese beiden Länder. Für
die deutschen Touristen sind neben
der geografischen Nähe zahlreiche
touristische Attraktionen dieser Län-
der interessant. Dazu gehören das kul-
turelle Erbe, historische Denkmäler,
interessante Städte, eine offene und
gastfreundliche Bevölkerung, lebendi-
ge und authentische Traditionen,
attraktive Landschaften (Masurische
Seen, Hohe Tatra) sowie eine Vielzahl
von Kultur-, Sport- und Wellnessan-
geboten (Karlsbad, Marienbad).
Im Jahr 2003 erzielten die neuen EU-
Länder aus dem Einreisetourismus
Einnahmen in Höhe von knapp 19,4
Mrd. Euro (Tab. 2). Insgesamt gaben
die Deutschen in den 10 neuen EU-
Ländern knapp 4,3 Mrd. Euro aus,
wobei auf die Länder Polen (1,32
Mrd. Euro), Tschechische Republik
(1,43 Mrd. Euro) und Ungarn (0,82
Mrd. Euro) knapp 82 % aller Reise-
verkehrsausgaben 2003 entfielen.
Bezogen auf die Reiseverkehrsaus-
gaben der Deutschen in allen 25 EU-
Mitgliedsländern in Höhe von ca.
39,1 Mrd. Euro hat das Ausgabe-
volumen der Deutschen in den neuen
EU-Ländern mit ca. 11 % aber immer
noch eine relativ geringe Bedeutung.
Der World Travel & Tourism Council
(WTTC) erwartet in einer aktuellen
Studie, dass die Tourismuswirtschaft
2004 durchschnittlich um 8 % wach-
sen wird. Vor allem Slowenien mit über
16 % und die Slowakei mit über 14 %
weisen 2004 hohe Wachstumsraten
aus. Im langjährigen Mittel prognosti-
ziert der WTTC zwischen 2005 und
2014 jährliche Wachstumsraten zwi-
schen 4 % und etwa 6 % (vgl. Abb. 1).
TAB. 2 EINNAHMEN DER NEUEN EU-LÄNDER AUS DEM EINREISE-TOURISMUS IM JAHRE 2003
touristische Wachstumsrate Reiseverkehrsaus-
Ausgaben 1999-2003 gaben der Deutschen
(Mrd. Euro)1 pro Jahr (%)1 (Mrd. Euro)2
Estland 0,771 5,1 k.A.
Lettland 0,251 17,4 k.A.
Litauen 0,643 0,8 k.A.
Malta 0,643 -5,8 k.A.
Polen 4,638 -9,5 1,319
Slowakei 0,976 17,0 k.A.
Slowenien 1,514 8,7 k.A.
Tschechische 4,020 3,0 1,428
Republik 
Ungarn 3,702 -2,8 0,820
Zypern 2,236 1,2 k.A.
insgesamt 19,394 – 4,287
Quellen: (1) World Tourism Organization; (2) Deutsche Bundesbank
  
ABB. 1 JÄHRLICHES WACHSTUM DES TOURISTISCHEN BIP 2004 SOWIE 2005-2014 
IN DEN NEUEN EU-LÄNDERN IN %
Quelle: World Travel & Tourism Council 




























Insbesondere die bereits etablierten
Ferienorte, beispielsweise an der pol-
nischen Ostsee und am Balaton in
Ungarn, dürften zukünftig attraktive
Ziele für deutsche Urlauber sein.
Bergwander- bzw. Wintersportreise-
ziele bieten die Hohe Tatra, das
Riesengebirge und die slowenischen
Alpen. Diese Reiseziele stellen insbe-
sondere für preisbewusste deutsche
Urlauber mit geringerem Einkommen
eine interessante neue Alternative dar.
Auch der Städtetourismus in die
Hauptstädte bzw. in die durch das
UNESCO-Weltkulturerbe bekannten
Städte stellt ein großes Potenzial dar.
Sie könnten dauerhaft beliebte Kurz-
reiseziele der Deutschen werden.
Durch die zunehmenden Angebote
von Billigfluglinien ist ferner zu
erwarten, dass die auf diesem Weg
direkt erreichbaren osteuropäischen
Städte in den nächsten Jahren einen
Ansturm deutscher Urlaubsreisender
erleben werden.
Gute Chancen werden schließlich
auch dem Gesundheitstourismus zuge-
schrieben. Das reichhaltige, qualitativ
hochwertige Angebot – v.a. in der
Tschechischen Republik, der Slowakei
und Ungarn –, die niedrigen Preise
und die im Binnenmarkt vorgesehene
Kostenübernahme bei medizinischer
Behandlung und Rehabilitation in den
neuen EU-Ländern dürften auch in
diesem Tourismussegment zu einem
beachtlichen Nachfragezuwachs füh-
ren. Gelänge es insbesondere den gut
ausgestatteten Heil- und Thermal-
bädern zudem, sich nach europäi-
schen Standards auszurichten und zer-
tifizieren zu lassen, dann könnte ein
dauerhafter Patientenstrom aus
Deutschland die Folge sein.
REIZVOLLES
DEUTSCHLAND?
Reisen nach Deutschland werden
immer beliebter: Von Januar bis No-
vember 2004 wurden 18,9 Mio. An-
künfte ausländischer Touristen regis-
triert – ein Zuwachs von 9,7 % im
Vergleich zum Vorjahreszeitraum. Die
Zahl der Übernachtungen stieg um
9,1 % auf 42,6 Mio. (DZT).
Von den 74,2 Mio. Einwohnern der
zehn neuen EU-Länder reisten nach
Angaben der WTO im Jahr 2003
knapp 99 Mio. ins Ausland. Deutsch-
land hatte gemäß den Angaben der
DZT etwa 5,17 Mio. Touristen aus
den neuen EU-Ländern (ohne Malta
und Zypern). Für die beiden bevölke-
rungsreichsten direkten Nachbarlän-
der Polen und Tschechische Republik
ist Deutschland die bedeutendste Ziel-
region: 35 % der Polen und 19 % der
TAB. 3 AUSREISEVERKEHR AUS DEN NEUEN EU-LÄNDERN IM JAHRE 2003
Quellland Abreisen Wachstumsrate Zahl der Übernachtungs- Anteil
(Tausend)1 1999-2003 pro Jahr reisenden nach Deutsch- (%)2
(%)1 land (Tausend)2
Estland 2.075 3,9 9,7
Lettland 2.286 0,3 469 13,8
Litauen 3.502 0,1 11,5
Malta 179 0,0 k.A. k.A.
Polen 38.730 -8,4 2.800 35,0
Slowakei 408 4,4 192 6,0
Slowenien 2.114 2,5 252 11,1
Tschechische 36.074 -2,5 1.065 19,0
Republik 
Ungarn 12.966 6,9 393 10,8
Zypern 629 7,6 k.A. k.A.
insgesamt 98,96 Mio. – 5.171 –
Quellen: (1) World Tourism Organization; (2) Deutsche Zentrale für Tourismus
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Tschechen, die eine Übernachtungsrei-
se ins Ausland tätigen, unternehmen
diese nach Deutschland (Tab. 3).
Auf ihren Reisen nach Deutschland
gaben die Bürger der neuen EU-
Länder ca. 0,86 Mrd. Euro (2003)
aus. Dies waren knapp 8 % aller von
Ausländern getätigten Reiseverkehrs-
ausgaben in Deutschland, die als Ein-
nahmen der deutschen Wirtschaft zu-
gute kamen (DZT). Das Gros der
Einnahmen von Reisenden aus den
neuen EU-Ländern stammt von polni-
schen und tschechischen Deutsch-
landreisenden. Die übernachtenden
Gäste aus den beiden benachbarten
östlichen Nachbarländern Polen und
Tschechische Republik gaben 2003
440 Mio. Euro bzw. 210 Mio. Euro
in Deutschland aus. Im Reiseverkehr
mit dem entfernter gelegenen Ungarn
wurden in Deutschland nur Einnah-
men im Wert von rund 40 Mio. Euro
realisiert.
EIN BLICK IN DIE ZUKUNFT
Die Bedeutung der neuen EU-Länder
als Quellmärkte für die Destination
Deutschland, aber auch als Ziel-
gebiete für deutsche Touristen wird
– so wird allgemein erwartet – in
den nächsten Jahren zunehmen.
› Verschiedene aktuelle Tourismus-
prognosen zeigen, dass sich durch
die EU-Erweiterung für Deutsch-
land prinzipiell große Potenziale
bieten. Im Vergleich zu anderen
westeuropäischen Ländern könnte
es Deutschland in den kommen-
den Jahren gelingen, Marktanteile
im »Incoming-Tourismus« zu
gewinnen, da sowohl die alten
EU-Länder mit einem jährlichen
realen Wachstum der Einnahmen
aus dem internationalen Touris-
mus von 5,5 % als auch die neuen
EU-Länder mit knapp 6,3 % hin-
ter der prognostizierten Wachs-
tumsrate für Deutschland von
7,0 % zurückbleiben (so die
Prognosen des WTTC).
› Nach den Prognosen des WTTC
werden von 2004 bis 2014 die
Einnahmen durch den »Incoming-
Tourismus« in den neuen EU-Län-
dern um durchschnittlich 6,3 %
pro Jahr wachsen. Es kann auch
davon ausgegangen werden, dass
ein Grund für die erwartete
Steigerung des Tourismus in die
neuen EU-Länder in deren niedri-
gem Preisniveau liegt. Sie haben
dadurch einen großen Wettbe-
werbsvorteil gegenüber traditio-
nellen Urlaubsländern. Mindes-
tens kurzfristig profitieren die
neuen EU-Länder auch vom gro-
ßen Interesse der Öffentlichkeit
der Medien, die das Interesse einer
Reise in die Beitrittsländer weckt
bzw. verstärkt. 
› Das prognostizierte Wachstum ist
sicherlich auch damit zu erklären,
dass diese Länder vielen Reisen-
den bislang noch unbekannt sind,
da keine Reiseerfahrungen vorlie-
gen. Dabei ist das Interesse hoch,
diese Länder zu bereisen. Deshalb
aber auch aus weiteren Gründen
(Einwohnerzahl, Einkommens-
höhe, Reiseintensität, Lage) ist
Deutschland als Quellmarkt für
alle neuen EU-Länder von beson-
derer Bedeutung. Prognostiziert
wird, dass der Reiseverkehr in
diese Länder speziell von Deutsch-
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Die Mitglieder des Netzwerkes vertre-
ten die verschiedenen Ausprägungen
der TA und decken das weite
Spektrum zwischen Theorie und
Praxis, zwischen Forschung und
Beratung sowie zwischen den ver-
schiedenen wissenschaftlichen Diszi-
plinen ab. Sie verstehen die dadurch
entstehende Vielfalt als Chance, the-
menbezogen Kompetenzen und Erfah-
rungen zu bündeln und auf diese
Weise zu einer optimalen Nutzung der
Ressourcen beizutragen.
Das Koordinationsteam des Netzwer-
kes TA (NTA) hat sich um zwei weite-
re Mitglieder erweitert: Roman
Winkler vom Institut für Technik-
folgenabschätzung in Wien und
Walter Grossenbacher von TA-Swiss
in Bern haben sich bereit erklärt, bei
der Koordination des NTA mitzuhel-
fen. Es sei an dieser Stelle ausdrück-
lich erwähnt, dass es sich beim
Koordinationsteam des NTA nicht um
einen geschlossenen Zirkel handelt.
Alle die Interesse haben, bei der
Koordination des Netzwerkes mitzu-
wirken sind herzlich eingeladen.
Am 25. April fand das zweite Treffen
des Koordinationsteams des NTA
statt. Eingeladen waren die beiden
Gründungsbeiräte Prof. Dr. Alfons
Bora und Prof. Dr. Armin Grunwald,
um über das Jahrestreffen 2005 und
die Konferenz 2006 zu beraten. Des
Weiteren wurden ein kurzes Resümee
über die ersten fünf Monate des NTA
gezogen und das Verhältnis vom
Beirat zum Koordinationsteam disku-
tiert. Es wurde vereinbart, dass das
Koordinationsteam das »agierende
Gremium« des NTA ist. Der Beirat
der Gründungsmitglieder versteht sich
als Organisationsunterstützung bei-
spielsweise bei den NTA-Jahres-
treffen.
Am 14. März 2005 fand im For-
schungszentrum Karlsruhe auf Ein-
ladung des Instituts für Technik-
folgenabschätzung und Systemanalyse
(ITAS) die erste Veranstaltung im
Rahmen des Netzwerkes TA statt. Im
Nachgang zur ersten Konferenz des
NTA (NTA1) im November 2004
waren drei Vortragende eingeladen,
ihre bei der NTA1 vorgestellten The-
sen zur Methodik von TA auf einem
eintägigen Workshop detaillierter zu
diskutieren. Dr. Wolfgang Liebert von
IANUS (Darmstadt) sprach über
»prospektive Gestaltung von Wissen-
schaft und Technik«. Dr. Stefan
Böschen (Universität Augsburg) stellte
den Ansatz »Science Assessment als
Wissenschaftsmediation und reflexive
Wissenspolitik« vor und Prof. Dr.
Arnim von Gleich (Universität Bre-
men) berichtete von »Technikcharak-
terisierung als Ansatz einer vorsorge-
orientierten prospektiven Innova-
tions- und Technikanalyse«.
Das Jahrestreffen 2005 des NTA wird
am 24./25. November 2005 bei einer
Gesamtdauer von zwei halben Tagen
stattfinden. Der Veranstaltungsort
sowie der thematische Schwerpunkt
werden auf der Homepage angekün-







Das »Netzwerk TA« ist ein Zusammenschluss von Wissenschaftlern, Experten
und Praktikern im breit verstandenen Themenfeld TA. Dieser Kreis setzt sich
zusammen aus den (teils überlappenden) Bereichen Technikfolgen-Abschät-
zung, Praktische Ethik, Systemanalyse, Risikoforschung, Technikgestaltung für
nachhaltige Entwicklung, Innovations-, Institutionen- und Technikanalyse,
Innovations- und Zukunftsforschung und den darin involvierten wissenschaft-
lichen Disziplinen aus Natur-, Technik-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften,
den Politik- und Rechtswissenschaften sowie der Philosophie.




























Im Zentrum des diesjährigen Treffens,
das regelmäßig dem Austausch über
die laufenden und geplanten Aktivi-
täten in den Mitgliedseinrichtungen
dient, standen diesmal der weitere
Ausbau der Kooperation im Netzwerk
sowie die Unterstützung von TA-Akti-
vitäten in Osteuropa. Zur Fortent-
wicklung der Kooperation im Netz-
werk wurde von den dänischen Kol-
legen der Aufbau einer Datenbank zu
abgeschlossenen und laufenden TA-
Projekten der Mitgliedseinrichtungen
angeregt. 
In naher Zukunft wird man sich über
die EPTA-Webseite (www.eptanet-
work.org) mittels Volltextrecherche
einen schnellen Überblick über die
vielfältigen Projektaktivitäten der 17
Mitgliedsorganisationen verschaffen
können. 
Beschlossen wurde zudem, die direkte
Zusammenarbeit in gemeinsamen
EPTA-Projekten fortzuführen und
wenn möglich auszubauen. Ein erster,
im vergangenen Jahr angelaufener Ver-
such in diese Richtung – ein EPTA-
Projekt zum Thema »Privacy« (Proble-
me des Datenschutzes und des Schut-
zes der Privatsphäre) – zeigt, dass aus
der Zusammenführung und dem Ver-
gleich der von den einzelnen EPTA-
Mitgliedern durchgeführten Unter-
suchungen zu einem Thema ein Mehr-
wert an Erkenntnissen sowohl im Hin-
blick auf die Bewertung einer Tech-
nologie als auch im Hinblick auf die
europäische Forschungs- und Techno-
logiepolitik erwartet werden kann.
Ein Thema, das bei den Treffen des
EPTA-Netzwerkes schon seit Jahren
immer wieder eine wichtige Rolle
spielt, ist die Unterstützung von TA-
Aktivitäten und des Aufbaus von TA-
Einrichtungen in Osteuropa. Bisher
gab es immer wieder Anfragen einzel-
ner osteuropäischer Initiativen an das
Netzwerk und auch Besuche einzelner
EPTA-Mitglieder bei interessierten
Einrichtungen osteuropäischer Staa-
ten (oft bei den jeweiligen nationalen
Akademien der Wissenschaften). Im
Spätsommer dieses Jahres wird nun
erstmals der Versuch unternommen,
den Austausch länderübergreifend zu
organisieren. Auf Einladung des Aus-
schusses für Kultur, Wissenschaft und
Bildung des Europarates (Unteraus-
schuss für Ethik und Wissenschaft)
wird am 19. und 20. September in
Budapest eine Konferenz stattfinden,
auf der die EPTA-Mitglieder mit inter-
essierten politischen Entscheidungs-
trägern und Wissenschaftlern aus ganz
Osteuropa über Konzepte und Metho-
den der TA sowie über Perspektiven
für die Entwicklung der TA-Land-
schaft in Osteuropa diskutieren.
Weitere Informationen sind bei Joao 
P. Ary, Sekretär des Ausschusses für








Auf Einladung der TA-Einrichtung des flämischen Parlamentes fand am 20. und
21. März in Brügge das diesjährige Treffen der Direktoren der im EPTA-Netzwerk
kooperierenden parlamentarischen TA-Einrichtungen in Europa statt.
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Jede neue Meldung über Fortschritte der medizinischen Forschung bringt
die Frage wieder auf die Tagesordnung: Lässt sich die Anwendung umstrit-
tener Verfahren der modernen Biomedizin durch entsprechende rechtliche
Vorgaben in ethisch vertretbaren Grenzen halten? Diese Problematik prägt
auch den politischen Diskurs um das Verfahren der so genannten Prä-
implantationsdiagnostik (PID). Im Regelfall wird die PID im Rahmen der
künstlichen Befruchtung eingesetzt, um menschliche Embryonen auf Anla-
gen für eine genetisch bedingte Erkrankung zu untersuchen und „positiv“
getestete Embryonen auszusondern; aber auch die offensive Variante steht
in der Diskussion: die Auswahl nach gewünschten Eigenschaften oder
dem Wunschgeschlecht. Dieses Buch liefert erstmals vergleichende Infor-
mationen zur Praxis, Rechtslage und öffentlichen Debatte über die PID, die
nach derzeit geltendem Recht in Deutschland verboten ist. Es zeigt die
Reichweite und Grenzen verschiedener Regulierungsmodelle in sieben
ausgewählten Ländern auf und macht die Schwierigkeiten der Eingrenzung
der Praxis gegenüber Nutzungsansprüchen von Betroffenen und den sich
ständig weiter entwickelnden gendiagnostischen Möglichkeiten deutlich.
Die militärische Nutzung des Weltraums ist mittlerweile zu einem Kern-
element in den Strategien und Planungen der führenden Akteure der
Staatenwelt geworden. Die Entwicklung innovativer Technologien und
wehrtechnischer Systeme wird vorangetrieben, um Streitkräften und Politik
neuartige Handlungsoptionen zu eröffnen. Derzeit droht das Überschreiten
einer Schwelle: die Weiterentwicklung und Stationierung von Waffensys-
temen mit der möglichen Folge eines internationalen Wettrüstens. Die
Studie untersucht – vor allem am Beispiel der USA – das Wechselspiel
zwischen technologischer Dynamik, politischen Zielen und militärischen
Planungen. Aus rüstungskontrollpolitischer Perspektive werden Möglichkei-
ten analysiert, jene Entwicklungen zu stoppen oder einzugrenzen, die sich
zu einer Gefahr für Sicherheit und Stabilität des internationalen Staaten-
systems auswachsen könnten. Dabei knüpfen die Autoren an die inter-
nationale Debatte an, in der sich seit langem eine große Mehrheit der
Staaten besorgt über die Gefahr einer Aufrüstung im Weltraum äußert.
























































































Mobiltelefone sind aus der modernen Telekommunikation heute nicht mehr
wegzudenken. Über drei Fünftel der EU-Bürger besitzen gegenwärtig ein
Mobilfunkgerät. Der Markt wächst rapide, weltweit soll es bis Mitte des
Jahrzehnts 1,6 Milliarden Handynutzer geben. Doch trotz des hohen Zu-
spruchs zeigen sich im Zuge des Ausbaus der neuen UMTS-Netze in der
Bevölkerung Akzeptanzprobleme. Vorwiegend wird befürchtet, dass die
wachsende Dichte und Intensität neuer Strahlungsquellen (insbesondere
Sendeanlagen) ein zunehmendes gesundheitliches Risiko birgt. Die hoch-
frequenten elektromagnetischen Felder (EMF) des Mobilfunks können, so
glauben nicht wenige, Beeinträchtigungen oder gar Schädigungen auslö-
sen; das Spektrum der Annahmen und teilweise Spekulationen reicht von
Bluthochdruck über Schlaf- und Gedächtnisstörungen bis hin zur Krebs-
verursachung. Die Verunsicherung wird durch die Tatsache mit genährt,
dass es zwar bislang mehr als 20.000 wissenschaftliche Publikationen
zum Thema gibt, jedoch die Ergebnislage in der Öffentlichkeit und bei Ent-
scheidungsträgern als unbefriedigend und uneindeutig wahrgenommen
wird. Der Autor analysiert hier die wissenschaftlichen Diskurse und die
öffentliche Debatte; er gibt einen detaillierten Überblick zu den aktuellen























































Ulrich Riehm, Th. Petermann,
C. Orwat, Chr. Coenen,






Kann das Thema E-Commerce nicht ad acta gelegt werden, nachdem der
Hype um die New Economy abgeklungen ist? Dieser Band zeigt, dass E-
Commerce nichts von seiner enormen Bedeutung für die Modernisierung
von Wirtschaft und Gesellschaft verloren hat und nach wie vor eine wich-
tige Herausforderung auch für die Politik darstellt. In vielen Bereichen ist
der elektronische Handel bereits fest etabliert, und die dadurch mittel- und
längerfristig ausgelösten Strukturveränderungen müssen bewältigt wer-
den. Aber die Bedingungen für den elektronischen Handel unterscheiden
sich grundlegend je nach Branche, Gütern, Akteuren und den ökonomi-
schen und politischen Rahmenbedingungen. Dieser Erkenntnis folgend
wurden acht Wirtschaftsbereiche für eine nähere Analyse ausgewählt,
nämlich der Handel mit Lebensmitteln, Automobilen, Arzneimitteln, Me-
dienprodukten (Buch, Tonträger, Video), Strom, Wertpapieren und Dienst-
leistungen sowie die Beschaffungsprozesse im öffentlichen Bereich.
Ergänzt werden diese Detailuntersuchungen um Abschätzungen zu den
Folgen des E-Commerce (z.B. Arbeitsmarkteffekte, verkehrliche und
ökologische Folgen). Außerdem werden Handlungsfelder für Forschung
und Politik benannt, die sich insbesondere an den Auftraggeber dieser
Studie, den Deutschen Bundestag, richten.
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